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Beschluß 
der Landessynode über die jährliche Verteilung 

der Kirchensteuern gemäß § 4 des Finanzausgleichsgesetzes 

Landeskirchenamt 
Az.: 51284/B2-03 

Gemäß § 4 Absatz 2 des Finanzausgleichsgesetzes 
wird die Verteilung der Kirchensteuern für das 
Jahr 1999 wie folgt geregelt: 

Von dem Gesamtkirchensteueraufkommen in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen werden an 
die Kirchenkreise und die Landeskirche folgende 
Beträge überwiesen: 

1. der Bedarf für den Haushalt „EKD-Finanzaus­
gleich", 

2. der Bedarf für den „Sonderhaushalt Teil I und 
Teil II", 

3. die Umlage für den „Allgemeinen Haushalt der 
Landeskirche" in Höhe von 9 v. H. des um den 

Bielefeld, 17. 11. 1998 

Betrag nach Ziffer 1 verminderten Kirchen­
steueraufkommens, 

4. einen Grundbetrag von 35.000 DM je Pfarrstelle 
sowie für gleichgestellte Arbeitsbereiche des 
Kirchenkreises und seiner Gemeinden nach dem 
Stand vom 1. Juli 1998, 

5. einen Betrag je Gemeindeglied, berechnet von 
dem Gesamtkirchensteueraufkommen nach Ab­
zug der zu 1. bis 4. benötigten Beträge. Die 
Zahl der Gemeindeglieder wird vom Landes­
kirchenamt nach Anhörung der Kreissynodal­
vorstände festgestellt; dabei gilt als Stichtag der 
31. Dezember 1997. 
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Bekanntmachung des Landeskirchlichen Haushaltsplanes 1999 
Landeskirchenamt Bielefeld, den 18. 11. 1998 
Az.: B 1 - 16/99 

Die Landessynode hat auf ihrer Tagung vom 9. bis 13. November 1998 folgenden Haushalt der EKvW für 
das Haushaltsjahr 1999 beschlossen: 

Allgemeiner Haushalt 

0 Allgemeine kirchliche Dienste ........................... . 
1 Besondere kirchliche Dienste ............................ . 
2 Kirchliche Sozialarbeit ................................. . 
3 Gesamtkirchliche Aufgaben, Ökumene, Weltmission ........ . 
4 Öffentlichkeitsarbeit ................................... . 
5 Bildungswesen und Wissenschaft ........................ . 
7 Rechtsetzung, Leitung, Verwaltung ...................... . 
8 Verwaltung des Allgemeinen Finanzvermögens ............ . 
9 Allgemeine Finanzwirtschaft ............................ . 

Gesamtsumme: .......................................... . 

Haushalt EKD-Finanzausgleich 

9 Allgemeine Finanzwirtschaft ............................ . 

Sonderhaushalt Teil I 

3 Gesamtkirchliche Aufgaben, Ökume und Weltmission ....... . 
4 Öffentlichkeitsarbeit ................................... . 
7 Rechtsetzung, Leitung, Verwaltung ...................... . 
9 Allgemeine Finanzwirtschaft ............................ . 

Sonderhaushalt Teil II 

0 Allgemeine kirchliche Dienste ........................... . 
9 Allgemeine Finanzwirtschaft ............................ . 

Gesamtübersicht 

Allgemeiner Haushalt Einnahmen 
Ausgaben 
Über-/Zuschuß (-) 

Haushalt EKD-Finanzausgleich Einnahmen 
Ausgaben 
Über-/Zuschuß (-) 

Sonderhaushalt Teil I Einnahmen 
Ausgaben 
Über-/Zuschuß (-) 

Sonderhaushalt Teil II Einnahmen 
Ausgaben 
Über-/Zuschuß (-) 

Gesamt-Einnahme 
Gesamt-Ausgabe 
Über-/Zuschuß (-) 

Einnahmen 
DM 

210.300 
301.000 

0 
241.400 

0 
176.000 

5.222.600 
2.680.000 

71.984.700 

80.816.000 

31.500.000 

31.500.000 

0 
0 
0 

59.092.500 

59.092.500 

12.800.000 
236.336.000 

249.136.000 

80.816.000 
80.816.000 

0 

31.500.000 
31.500.000 

0 

59.092.500 
59.092.500 

0 

249.136.000 
249.136.000 

0 

420.544.500 
420.544.500 

0 

Ausgaben 
DM 

9.019.100 
9.647.700 
3.933.100 

241.400 
2.302.900 

20.043.600 
29.283.200 

2.917.500 
3.427.500 

80.816.000 

31.500.000 

31.500.000 

34.590.500 
790.000 

1.000.000 
22.712.000 

59.092.500 

171.851.000 
77.285.000 

249.136.000 
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39. Kirchengesetz zur Änderung der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 

Vom 12. November 1998 

Die Landessynode hat mit der für Änderungen der 
Kirchenordnung vorgeschriebenen Mehrheit das 
folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung der Kirchenordnung 

Die Kirchenordnung der Evangelischen Kirche 
von Westfalen vom 1. Dezember 1953 (KABL 1954 
Seite 25), zuletzt geändert durch das 38. Kir­
chengesetz zur Änderung der Kirchenordnung vom 
15. November 1996 (KABL 1996 Seite 305), wird 
wie folgt geändert: 

1. Artikel 5 wird neu gefaßt: 

„Artikel 5 

(1) Im Bereich einer kirchlichen Anstalt kann 
im Einvernehmen mit ihrem Vorstand eine 
Anstaltskirchengemeinde errichtet werden. 
Das Recht der Anstaltskirchengemeinden 
wird durch Kirchengesetz geregelt. 
(2) Für die Mitgliedschaft von Pfarrerinnen 
und Pfarrern einer Anstaltskirchengemeinde 
in der Kreissynode sowie die Entsendung und 
die Mitgliedschaft von Abgeordneten finden 
die Bestimmungen der Kirchenordnung ent­
sprechende Anwendung." 

2. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort 

,,Über" das Wort „die" eingefügt. 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „zuvor" 

durch das Wort „vorher" ersetzt. 
c) Absatz 3 wird neu gefaßt: 

,,(3) Wenn die beteiligten Kirchengemein­
den sich im Falle einer Vermögens­
auseinandersetzung nicht einigen, ent­
scheidet die Kirchenleitung. Gegen die 
Entscheidung der Kirchenleitung können 
die Presbyterien die Verwaltungskammer 
der Evangelischen Kirche von Westfalen 
anrufen. Sie entscheidet endgültig." 

3. Nach Artikel 6 wird folgender Artikel 6a ein­
gefügt: 

„Artikel Ga 

(1) Die Kirchengemeinde erfüllt ihre Auf­
gaben im Rahmen der kirchlichen Ordnung in 
eigener Verantwortung. 
(2) Die Kirchengemeinde steht in der Ge­
meinschaft des Kirchenkreises und der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen. Sie ist ver­
pflichtet, deren Ordnungen einzuhalten. 
(3) Die Kirchengemeinde wirkt durch ihre 
Pfarrerinnen und Pfarrer und durch ihre Ab­
geordneten in der Kreissynode an der Leitung 
der Kirche mit." 

4. In Artikel 7 Absatz 1 Satz 2 werden die 
Worte „soll dafür sorgen" durch die Worte 
,,sorgt dafür" ersetzt. 

5. Artikel 8 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Mitar­

beiter" die Worte „Mitarbeiterinnen und" 
eingefügt. 

b) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 
c) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen. 

6. Nach Artikel 8 wird folgender Artikel Sa ein­
gefügt: 

„Artikel 8a 

(1) Die Kirchengemeinde bringt nach ihren 
Kräften Mittel für ihren Dienst, für gesamt­
kirchliche Aufgaben und zur Abhilfe der Not 
in anderen Gemeinden auf. 
(2) Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, 
gemeinsam die für den Finanzausgleich not­
wendigen Mittel aufzubringen. Der kirchliche 
Finanzausgleich wird durch Kirchengesetz 
geregelt." 

7. Artikel 9 wird aufgehoben. 
8. Artikel 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort 
,,Pfarrer" die Worte „Pfarrerinnen und" 
eingefügt. 

b) Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) Das Pfarrstellenbesetzungsrecht der 
Kirchengemeinde wird durch Kirchenge­
setz geregelt; es kann nur unter denselben 
Bedingungen wie die Kirchenordnung 
geändert werden." 

9. Artikel 11 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 1 wird neu gefaßt: 

„ Über die Errichtung und Aufhebung von 
Gemeindepfarrstellen sowie die pfarramt­
liche Verbindung von Kirchengemeinden 
beschließt die Kirchenleitung." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
,,(3) Auf Pfarrstellen eines Verbandes, 
eines Kirchenkreises und der Landeskirche 
finden die Absätze 1 und 2 entsprechende 
Anwendung." 

10. Artikel 12 wird aufgehoben. 

11. Artikel 13 Absatz 1 wird neu gefaßt: 
,,(1) Glied einer Kirchengemeinde ist, wer in 
ihrem Bereich seinen Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt hat, in einer Gemeinde 
evangelischen Bekenntnisses getauft oder 
nach den geltenden Bestimmungen in sie auf­
genommen worden ist und nicht rechtswirk­
sam aus der Kirche ausgetreten ist." 

12. Artikel 14 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 Satz 1 wird neu gefaßt: 

„Voraussetzung für die Aufnahme sind 
eine Unterweisung im evangelischen Glau­
ben und die Teilnahme am gottesdienst­
lichen Leben der Gemeinde während einer 
vom Presbyterium festzusetzenden Zeit." 
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b) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Lehnt das Presbyterium die Au­
fnahme ab, kann gegen die Entscheidung 
Einspruch beim Kreissynodalvorstand ein­
gelegt werden. Er entscheidet endgültig." 

13. Artikel 15 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 Satz 1 wird neu gefaßt: 

„Voraussetzung für die Wiederaufnahme in 
die Kirche sind eine Unterweisung und die 
Teilnahme am gottesdienstlichen Leben 
der Gemeinde während einer vom Pres­
byterium festzusetzenden Zeit." 

b) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,Lehnt das Presbyterium die Wiederauf­
nahme ab, kann gegen die Entscheidung 
Einspruch beim Kreissynodalvorstand ein­
gelegt werden. Er entscheidet endgültig." 

14. Artikel 16 wird neu gefaßt: 

„Artikel 16 

Ein getauftes Kind unter 14 Jahren, das der 
evangelischen Kirche nicht angehört, wird 
aufgrund einer Erklärung der Personensorge­
berechtigten in die evangelische Kirche auf­
genommen. Hat das Kind das zwölfte Lebens­
jahr vollendet, kann es nicht gegen seinen 
Willen aufgenommen werden." 

15. Artikel 17 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort 

,,welche" durch das Wort „die" ersetzt. 
b) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Ent­

schlafenen" durch das Wort „Verstor­
benen" ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 
,,pflichtmäßige" durch das Wort „pflicht­
gemäße" ersetzt. 

16. Nach Artikel 17 wird hinter der Überschrift 
,,II. Ämter und Dienste in der Kirchenge­
meinde" ein neuer Artikel 17a eingefügt: 

„Artikel 17 a 

Aufgrund der Taufe sind alle Christinnen und 
Christen zum Zeugnis und Dienst in der Welt 
berufen. Alle Ämter und Dienste der Kirche 
dienen der Erfüllung dieses Auftrages. Der 
gemeinsame Auftrag verpflichtet die Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirche zu 
vertrauensvoller Zusammenarbeit." 

1 7. Die Überschrift „A. Das Amt des Pfarrers" 
wird neu gefaßt: 

,,A. Das Amt der Pfarrerin und des Pfarrers" 
18. Artikel 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz l Satz 1 werden die Worte „den 
Pfarrern" durch die Worte „die Pfarrerin­
nen und Pfarrer" ersetzt. 

b) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 
c) Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen. 
d) Folgende neue Absätze 2 bis 4 werden ein­

gefügt: 
,,(2) Mit der Berufung zur Pfarrerin oder 
zum Pfarrer wird ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis auf Lebenszeit begründet. 

Die Begründung des Dienstverhältnisses 
ist in der Regel mit der erstmaligen Über­
tragung einer Pfarrstelle verbunden, die 
bei einer Kirchengemeinde, einem Kir­
chenkreis, einem kirchlichen Verband oder 
der Landeskirche errichtet ist. 

(3) Für die Aufbringung der Mittel für die 
Besoldung und Versorgung der Pfarrerin­
nen und Pfarrer und die Gestellung einer 
Dienstwohnung ist die Körperschaft ver­
antwortlich, bei der die Pfarrstelle errich­
tet ist. 

(4) Die Ausbildung und die dienstrechtli­
chen Verhältnisse der Pfarrerinnen und 
Pfarrer werden durch Kirchengesetz ge­
regelt." 

19. Artikel 19 wird neu gefaßt: 

„Artikel 19 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben den Auf­
trag, das Evangelium von Jesus Christus zu 
verkündigen und die Sakramente zu verwal­
ten. Sie haben den Dienst der Unterweisung 
und Seelsorge auszuüben. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind berufen, 
die Kirchengemeinde in gemeinsamer Verant­
wortung mit den Presbyterinnen und Pres­
bytern zu leiten. Sie sind Mitglieder des 
Presbyteriums von Amts wegen." 

20. Artikel 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des 
Pfarrers" durch die Worte „der Pfarrerin­
nen und Pfarrer" ersetzt; die Worte „nach 
der kirchlichen Ordnung" entfallen. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Der 
Pfarrer hat" durch die Worte „Sie haben" 
ersetzt. 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „Er 
soll" durch die Worte „Sie sollen" ersetzt. 

d) Absatz 1 Satz 4 wird neu gefaßt: 

„Sie sollen den kirchlichen Dienst an 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
fördern und mitwirken, daß der missiona­
rische Auftrag der Kirche erfüllt, Liebe 
geübt wird und Gerechtigkeit waltet." 

e) Absatz 2 wird neu gefaßt: 

,,(2) Unbeschadet der Dienstpflicht ge­
genüber der Kirchengemeinde sind die 
Pfarrerinnen und Pfarrer der gesamten 
Kirche zum Dienst verpflichtet. Aufgaben, 
die über den Bereich der Kirchengemeinde 
hinausgehen, können ihnen durch die Lei­
tungsorgane des Kirchenkreises und der 
Landeskirche übertragen werden. Pfar­
rerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, an 
den Pfarrkonventen des Kirchenkreises 
teilzunehmen." 

f) Der bisherige Absatz 3 wird gestrichen. 

g) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 mit 
der Maßgabe, daß die Worte „des Pfarrers" 
gestrichen werden. 
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21. Artikel 21 wird neu gefaßt: 

„Artikel 21 

Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, 
den Bekenntnisstand der Kirchengemeinde 
zu achten und zu wahren. In Ausübung des 
Dienstes an Wort und Sakrament sind sie im 
Rahmen der kirchlichen Ordnung selbstän­
dig." 

22. Artikel 22 wird neu gefaßt: 

„Artikel 22 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben, auch 
nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses, 
über alle Angelegenheiten, die ihnen in Aus­
übung ihres Dienstes bekannt geworden und 
die ihrer Natur nach oder infolge besonderer 
Anordnung vertraulich sind, Verschwiegen­
heit zu wahren. 

(2) Über Angelegenheiten, die der Ver­
schwiegenheit unterliegen, dürfen sie ohne 
Einwilligung des Landeskirchenamtes weder 
vor Gericht noch außergerichtlich aussagen 
oder Erklärungen abgeben." 

23. Nach Artikel 22 wird ein neuer Artikel 22a 
eingefügt: 

„Artikel 22a 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben über 
alles, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seel­
sorgerin und Seelsorger anvertraut worden 
oder bekannt geworden ist, zu schweigen. 
Werden sie von denjenigen, die sich ihnen an­
vertraut haben, von der Schweigepflicht ent­
bunden, haben sie dennoch sorgfältig zu prü­
fen, ob und inwieweit sie Aussagen oder Mit­
teilungen verantworten können. 

(2) Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich. 

(3) Beichtgeheimnis und seelsorgliche Schwei­
gepflicht stehen unter dem Schutz der 
Kirche." 

24. Artikel 23 wird neu gefaßt: 

„Artikel 23 

(1) Die Kirche gibt den Pfarrerinnen und 
Pfarrern für die Führung ihres Amtes und 
ihres persönlichen Lebens Rat und Hilfe. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer stehen in der 
Gemeinschaft des Presbyteriums sowie der 
Amtsgeschwister ihrer Kirchengemeinde und 
ihres Kirchenkreises. Sie sollen die Ermah­
nung, die ihnen in dieser Gemeinschaft ge­
geben wird, willig annehmen. 

(3) Reicht diese Ermahnung nicht aus, An­
stöße auszuräumen, oder erscheint eine sofor­
tige Maßnahme geboten, kann ein Verfahren 
eingeleitet werden, das je nach Lage des 
Falles ein Verfahren zur Abberufung im In­
teresse des Dienstes, ein Disziplinarverfahren 
oder ein Lehrbeanstandungsverfahren sein 
kann. Das Nähere wird durch Kirchengesetz 
geregelt." 

25. Artikel 24 wird aufgehoben. 

26. Artikel 25 Absatz 1 wird neu gefaßt: 

,,(1) Hat eine Kirchengemeinde mehr als eine 
Pfarrstelle, ist den Pfarrerinnen und Pfar­
rern, soweit ihnen nicht ein besonderes Ar­
beitsgebiet übertragen ist, ein Teil der Ge­
meinde als selbständig zu verwaltender 
Pfarrbezirk und in der Regel ein gleicher An­
teil am Predigtdienst zuzuweisen." 

27. Artikel 26 wird neu gefaßt: 

„Artikel 26 

(1) Amtshandlungen werden von den zustän­
digen Pfarrerinnen und Pfarrern vollzogen. 
(2) Wünscht ein Gemeindeglied aus beson­
deren Gründen, daß eine Amtshandlung von 
einer anderen Pfarrerin oder einem anderen 
Pfarrer vollzogen wird, ist eine pfarramtliche 
Abmeldebescheinigung (Dimissoriale) erfor­
derlich. Diese kann innerhalb einer Kirchen­
gemeinde durch das mündliche Einverständ­
nis der Beteiligten ersetzt werden. 

(3) Die Abmeldebescheinigung muß erteilt 
werden, wenn die Amtshandlung nach der 
Kirchenordnung zulässig ist, Gründe der 
kirchlichen Zucht und die Ordnung der 
Kirchengemeinde nicht entgegenstehen und 
die Amtshandlung von einer Pfarrerin oder 
einem Pfarrer einer Gliedkirche der Evange­
lischen Kirche in Deutschland vorgenommen 
werden soll. Ist dies nicht der Fall, liegt die 
Entscheidung im pflichtgemäßen Ermessen. 
Wird die Abmeldebescheinigung nicht erteilt, 
kann Einspruch bei der Superintendentin 
oder beim Superintendenten eingelegt wer­
den. Ist die Superintendentin oder der Super­
intendent für die Erteilung der Abmeldebe­
scheinigung zuständig, entscheidet die Sy­
nodalassessorin oder der Synodalassessor. 
Die Entscheidung ist endgültig. 

(4) Die gewählte Pfarrerin oder der erwählte 
Pfarrer soll sich zu der Amtshandlung nur 
bereit erklären, wenn ein besonderer Grund 
vorliegt; die Amtshandlung darf nur vorge­
nommen werden, wenn die Abmeldebeschei­
nigung erteilt worden ist. 

(5) Die erwählte Pfarrerin oder der erwählte 
Pfarrer hat der zuständigen Pfarrerin oder 
dem zuständigen Pfarrer die vollzogene 
Amtshandlung unverzüglich anzuzeigen und 
die erforderlichen Angaben für das Kirchen­
buch zu machen. 

(6) In Notfällen sind alle Pfarrerinnen und 
Pfarrer zur Vornahme einer Amtshandlung 
berechtigt und verpflichtet. Absatz 5 gilt ent­
sprechend." 

28. Artikel 27 wird neu gefaßt: 

„Artikel 27 

(1) Will ein Gemeindeglied allgemein eine 
andere Pfarrerin oder einen anderen Pfarrer 
in Anspruch nehmen, bedarf es der Zustim­
mung der Superintendentin oder des Super-
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intendenten. Die Zustimmung ist zu erteilen, 
wenn wichtige Gründe vorliegen. Das Pres­
byterium ist vorher zu hören. Gegen die Ent­
scheidung ist innerhalb von zwei Wochen Be­
schwerde beim Landeskirchenamt zulässig. 
Es entscheidet endgültig. 

(2) Artikel 26 Absatz 5 gilt entsprechend." 

29. In Artikel 28 werden das Wort „eines" und 
die Worte „erwählten Pfarrers" gestrichen. 

30. Artikel 29 wird neu gefaßt: 

„Artikel 29 

Besondere Gottesdienste neben den in der 
Kirchengemeinde üblichen dürfen Pfarre­
rinnen und Pfarrer im Bereich einer anderen 
Kirchengemeinde nur mit Zustimmung des 
Presbyteriums dieser Kirchengemeinde hal­
ten. Versagt das Presbyterium die Zustim­
mung, kann Einspruch beim Kreissynodal­
vorstand eingelegt werden. Gegen die Ent­
scheidung des Kreissynodalvorstandes ist Be­
schwerde beim Landeskirchenamt zulässig. 
Es entscheidet endgültig." 

31. Artikel 30 wird neu gefaßt: 

„Artikel 30 

Auf Pfarrerinnen und Pfarrer, die in einem 
Pfarramt eines Kirchenkreises, eines Verban­
des oder der Landeskirche stehen, sind die 
Bestimmungen der Artikel 19 bis 29 ent­
sprechend anzuwenden. Das gleiche gilt für 
Pfarrerinnen und Pfarrer im Dienst der mis­
sionarisch-diakonischen Werke." 

32. Artikel 31 wird neu gefaßt: 

„Artikel 31 

Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst 
(Entsendungsdienst) können durch das Lan­
deskirchenamt mit der pfarramtlichen Ver­
sorgung einer Pfarrstelle oder mit einem son­
stigen pfarramtlichen Dienst beauftragt wer­
den. Die Bestimmungen über das Amt der 
Pfarrerin und des Pfarrers gelten für sie ent­
sprechend." 

33. Die Überschrift „C. Das Amt des Predigers" 
wird neu gefaßt: 

,,C. Das Amt der Predigerin und des Predi­
gers" 

34. Artikel 33 wird neu gefaßt: 

„Artikel 33 

(1) Gemeindeglieder, die sich in der kirch­
lichen Arbeit bewährt haben und sich für den 
pfarramtlichen Dienst eignen, können zu Pre­
digerinnen und Predigern berufen werden. 
Ihnen kann eine Pfarrstelle zur Verwaltung 
übertragen werden. Das Nähere wird durch 
Kirchengesetz geregelt. 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten 
Pfarrstellenverwalterinnen und Pfarrstellen­
verwalter als Pfarrerinnen und Pfarrer im 
Sinne dieses Kirchengesetzes." 

35. Die Überschrift „D. Das Amt des Laienpredi­
gers" wird neu gefaßt: 

„D. Das Amt der Laienpredigerin und des 
Laienpredigers" 

36. Artikel 34 wird neu gefaßt: 

„Artikel 34 

Gemeindeglieder, die die Gabe der Wortver­
kündigung haben, können auf Antrag des 
Presbyteriums oder des Kreissynodalvorstan­
des nach Anhörung des Presbyteriums mit 
der Wortverkündigung und der Sakraments­
verwaltung betraut werden. Das Nähere wird 
durch Kirchengesetz geregelt." 

37. Die Überschrift: ,,E. Das Amt des Presbyters" 
wird neu gefaßt: 
„E. Das Amt der Presbyterin und des 
Presbyters" 

38. Artikel 35 wird wie folgt geändert: 
a) Satz 1 wird neu gefaßt: 

,,Presbyterinnen und Presbyter sind beru­
fen, die Kirchengemeinde in gemeinsamer 
Verantwortung mit den Pfarrerinnen und 
Pfarrern zu leiten." 

b) In Satz 2 werden vor dem Wort „Pfarrern" 
die Worte „Pfarrerinnen und" eingefügt. 

39. Artikel 36 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden das Wort „Presbyter­

amt" durch die Worte „Amt einer Pres­
byterin oder eines Presbyters" ersetzt und 
das Wort „fleißigen" gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das erste Wort 
,,Die" gestrichen; vor dem Wort „Pres­
byter" werden die Worte „Presbyterinnen 
und" eingefügt. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Die Pres­
byter" durch das Wort „Sie" ersetzt. 

40. Nach Artikel 36 wird folgender Artikel 36a 
eingefügt: 

„Artikel 36a 

Presbyterinnen und Presbyter verrichten 
ihren Dienst unentgeltlich; notwendige Aus­
lagen und entgangener Arbeitslohn werden 
ihnen erstattet." 

41. Artikel 37 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „ihres" 

gestrichen; die Worte „die Kirchenleitung" 
werden durch die Worte „das Landes­
kirchenamt" ersetzt. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden neu gefaßt: 
,,(2) Werden Personen nach Absatz 1 
Satz 1 bei Wahlen zum Presbyterium zu­
gleich gewählt, tritt diejenige in das Pres­
byterium ein, die die meisten Stimmen er­
halten hat. 
(3) Wird bei einer Pfarrwahl eine Person 
gewählt, die mit einer Presbyterin oder 
einem Presbyter verheiratet oder nach Ab­
satz 1 Satz 1 verwandt oder verschwägert 
ist, scheidet die Presbyterin oder der Pres­
byter mit dem Zeitpunkt des Dienstan-
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trittes der Pfarrerin oder des Pfarrers aus 
dem Presbyterium aus." 

42. Artikel 38 wird neu gefaßt: 

„Artikel 38 

Personen, die hauptberuflich bei einer Kir­
chengemeinde oder einem Kirchenkreis oder 
Verband tätig sind, dem die Kirchengemeinde 
angehört, können nicht zu Presbyterinnen 
und Presbytern dieser Kirchengemeinde ge­
wählt werden. Das Landeskirchenamt kann 
Ausnahmen zulassen." 

43. Nach Artikel 38 wird folgender Artikel 38a 
eingefügt: 

„Artikel 38a 

(1) Die Zahl der Stellen der Presbyterinnen 
und Presbyter beträgt 

in Kirchengemeinden mit einer Pfarrstelle 
und nicht mehr als 600 Gemeindegliedern 
mindestens vier, 

in Kirchengemeinden mit einer Pfarrstelle 
und mehr als 600 bis 2000 Gemeindegliedern 
mindestens sechs, 

in Kirchengemeinden mit einer Pfarrstelle 
und mehr als 2000 Gemeindegliedern minde­
stens acht, 

in Kirchengemeinden mit zwei Pfarrstellen 
mindestens acht, 

in Kirchengemeinden mit drei Pfarrstellen 
mindestens zwölf. 

In Kirchengemeinden mit mehr als drei 
Pfarrstellen erhöht sich die Zahl der Pres­
byterinnen und Presbyter für jede weitere 
Pfarrstelle um mindestens zwei. 

(2) Veränderungen der Gemeindegliederzahl 
und der Pfarrstellenzahl sind in ihren Aus­
wirkungen auf die Zahl der Stellen der Pres­
byterinnen und Presbyter erst im Rahmen der 
folgenden Presbyterwahl zu berücksichtigen. 

(3) Das Presbyterium kann mit Wirkung für 
die nächste Presbyterwahl eine Veränderung 
der Zahl der Stellen der Presbyterinnen und 
Presbyter beschließen. Die Zahl der Stellen 
der Presbyterinnen und Presbyter muß durch 
zwei teilbar sein. Der Beschluß bedarf der 
Genehmigung des Kreissynodal vorstandes. 
Die Genehmigung muß bei Beginn des Wahl­
verfahrens vorliegen. Absatz 1 bleibt un­
berührt." 

44. Artikel 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort 
„Presbyter" die Worte „Presbyterinnen 
und" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „der 
Presbyter" gestrichen. 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „des 
Presbyteriums" gestrichen. 

d) Absatz 2 Satz 1 wird neu gefaßt: 

,,Die Wahl der Presbyterinnen und Pres­
byter wird durch Kirchengesetz geregelt." 

e) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Pres­
byterstellen" durch die Worte „Stellen der 
Presbyterinnen und Presbyter" ersetzt. 

45. Artikel 40 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Worten 

,,eines Presbyters" die Worte „einer Pres­
byterin oder" eingefügt; die Worte „des 
Presbyteramtes" werden gestrichen und 
das Wort „gemäß" durch das Wort „nach" 
ersetzt. 

b) Absatz 1 Satz 3 wird neu gefaßt: 
„Gegen die Feststellung ist binnen zwei 
Wochen Einspruch beim Kreissynodalvor­
stand zulässig." 

c) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort „Dieser" 
durch das Wort „Er" ersetzt. 

d) Absatz 2 Satz 1 wird neu gefaßt: 
„Die Niederlegung des Amtes vor Ablauf 
der Amtszeit ist dem Presbyterium gegen­
über schriftlich zu erklären." 

e) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Ein­
gang beim" durch die Worte „Zugang bei 
der Vorsitzenden oder dem" ersetzt. 

f) In Absatz 2 Satz 4 werden nach dem Wort 
,,Wirksamwerden" die Worte „der Er­
klärung" eingefügt. 

g) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Spätestens mit Vollendung des 75. Le­
bensjahres endet die Mitgliedschaft im 
Presbyterium." 

46. Artikel 41 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Worten 

,,einem Presbyter" die Worte „einer Pres­
byterin oder" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „seine" 
durch das Wort „die" ersetzt. 

c) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
,,Vor einer Entscheidung sind die Presbyte­
rin oder der Presbyter und das Presbyte­
rium zu hören." 

d) Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) Gegen die Entscheidung können die 
Presbyterin oder der Presbyter sowie das 
Presbyterium innerhalb eines Monats die 
Verwaltungskammer der Evangelischen 
Kirche von Westfalen anrufen. Sie ent­
scheidet endgültig. Hat der Kreissynodal­
vorstand die Entlassung beschlossen, ruht 
das Amt bis zur Bestandskraft der Ent­
scheidung." 

e) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „Pres­
byteramt" durch das Wort „Amt" und das 
Wort „Presbyteramtes" durch das Wort 
,,Amtes" ersetzt. 

f) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Es" 
durch die Worte „Das Recht" ersetzt. 

47. Artikel 42 wird neu gefaßt: 

„Artikel 42 

(1) Das Presbyterium kann für die Ämter und 
Dienste in der Kirchengemeinde haupt- und 
nebenberufliche Mitarbeiterinnen und Mit-
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arbeiter berufen. Ihre Anstellung erfolgt nach 
den Bestimmungen des kirchlichen Dienst­
und Arbeitsrechts. 

(2) Das Presbyterium kann Gemeindeglieder 
entsprechend ihren Fähigkeiten und Gaben 
als ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter der Kirchengemeinde beauftragen. 

(3) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Kirchengemeinde werden in der Regel im 
Gottesdienst eingeführt oder sie werden der 
Gemeinde vorgestellt." 

48. Artikel 43 wird neu gefaßt: 

„Artikel 43 

Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker 
haben die Aufgabe, die Kirchenmusik, insbe­
sondere im Gottesdienst, zu pflegen." 

49. Artikel 44 wird aufgehoben. 
50. Artikel 45 wird neu gefaßt: 

„Artikel 45 

Diakoninnen und Diakone nehmen den dia­
konischen Auftrag in Sozial- und Bildungs­
arbeit, in pflegerischen und erzieherischen 
Tätigkeiten sowie in Verkündigung, Seelsorge 
und Beratung wahr." 

51. Artikel 46 wird neu gefaßt: 

„Artikel 46 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Gemein­
depflege- und Diakoniestationen sind in der 
Pflege und Seelsorge an Kranken, Alten und 
Behinderten tätig." 

52. Artikel 47 wird neu gefaßt: 

„Artikel 4 7 

Gemeindepädagoginnen und Gemeindepäd­
agogen arbeiten in unterschiedlichen Auf­
gaben und Verantwortungsbereichen der 
Kinder-, Jugend-, Familien-, Erwachsenen­
und Altenarbeit." 

53. Artikel 48 wird neu gefaßt: 

„Artikel 48 

Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Heil­
pädagoginnen und Heilpädagogen wirken an 
der Erfüllung des diakonischen Auftrages der 
Gemeinde vor allem in der Jugendhilfe, 
Sozial- und Bildungsarbeit sowie der Behin­
dertenhilfe mit." 

54. Artikel 49 wird neu gefaßt: 

„Artikel 49 

Erzieherinnen und Erzieher ergänzen und 
unterstützen mit ihrer Arbeit in den 
Tageseinrichtungen für Kinder die Eltern bei 
der Erziehung. Sie helfen Kindern und 
Eltern, christlichen Glauben gemeinsam zu 
erleben und in die Gemeinde hineinzu­
wachsen." 

55. Artikel 50 wird aufgehoben. 

56. Artikel 51 wird neu gefaßt: 

„Artikel 51 

Küsterinnen und Küster richten die kirch­
lichen Räume für Gottesdienst, Amtshand­
lungen und Veranstaltungen her, sorgen für 
das Läuten der Glocken, achten während des 
Gottesdienstes auf gute Ordnung und unter­
stützen Pfarrerinnen und Pfarrer, Pres­
byterinnen und Presbyter bei ihren Amts­
geschäften." 

57. Artikel 52 wird neu gefaßt: 

„Artikel 52 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Ver­
waltung nehmen unter der Verantwortung 
des Presbyteriums Aufgaben der Verwaltung 
der Kirchengemeinde wahr." 

58. Artikel 53 wird neu gefaßt: 

„Artikel 53 

Soweit die Dienst- und Arbeitsverhältnisse 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht 
kirchengesetzlich oder aufgrund eines Kir­
chengesetzes geregelt sind, bestimmt die 
Kirchenleitung das Nähere für Begründung, 
Inhalt und Beendigung der Dienst- und Ar­
beitsverhältnisse. Sie kann auch regeln, ob 
und in welchem Umfang bei Dienst- und 
Arbeitsverhältnissen eine kirchenaufsicht­
liche Genehmigung erforderlich ist." 

59. Nach Artikel 53 wird ein neuer Artikel 53a 
eingefügt: 

„Artikel 53a 

Die Bestimmungen der Artikel 42 bis 52 gel­
ten für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Dienst eines Kirchenkreises oder eines kirch­
lichen Verbandes entsprechend." 

60. Artikel 54 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 1 wird neu gefaßt: 

,,Die Kirchengemeinde wird vom Presbyte­
rium geleitet." 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „In­
haber und die Verwalter einer Pfarrstelle 
mit den Presbytern" durch die Worte 
,,Pfarrerinnen und Pfarrer und die Pres­
byterinnen und Presbyter" ersetzt. 

61. Artikel 55 wird neu gefaßt: 

„Artikel 55 

Das Presbyterium hat folgende Aufgaben: 
a) Das Presbyterium wacht darüber, daß in 

der Gemeinde das Evangelium rein und 
lauter verkündigt wird und die Sakra­
mente recht verwaltet werden; 

b) es achtet darauf, daß der Bekenntnisstand 
und die Ordnung der Gemeinde gewahrt 
werden; 

c) es ist darauf bedacht, daß der missiona­
rische, diakonische und ökumenische Auf-
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trag der Kirchengemeinde erfüllt wird und 
die Gebote Gottes auch im öffentlichen Le­
ben befolgt werden; 

d) es sorgt für die evangelische Erziehung 
und Unterweisung der Jugend; 

e) es tröstet, ermahnt und warnt die Gemein­
deglieder und geht insbesondere denen 
nach, die der Wortverkündigung und den 
Abendmahlsfeiern fernbleiben; 

f) es übt kirchliche Zucht; 

g) es beachtet bei seiner gesamten Arbeit die 
soziale Gliederung der Gemeinde; 

h) es nimmt sich der Armen und Hilfsbedürf­
tigen an; 

i) es leitet und verwaltet die Kirchenge­
meinde." 

62. Artikel 56 wird neu gefaßt: 

„Artikel 56 

Die Aufgaben des Presbyteriums beinhalten 
im einzelnen: 

a) Das Presbyterium wirkt nach Maßgabe 
des Pfarrstellenbesetzungsrechtes bei der 
Pfarrwahl mit; 

b) es sorgt im Einvernehmen mit der Super­
intendentin oder dem Superintendenten 
dafür, daß der Gottesdienst, die Seelsorge, 
die Unterweisung der Jugend und die 
Amtshandlungen ordnungsgemäß wahr­
genommen werden, wenn eine Pfarrstelle 
frei wird oder der pfarramtliche Dienst aus 
anderen Gründen nicht geschieht; 

c) es trägt die Verantwortung für den Kirch­
lichen Unterricht; 

d) es beschließt über die Zulassung zum 
heiligen Abendmahl; 

e) es trägt Sorge für die Heiligung des Sonn­
tags; 

f) es setzt die Zeit und die Zahl der Gottes­
dienste fest und trägt die Verantwortung 
für die Einhaltung der guten Ordnung im 
Gottesdienst; 

g) es fördert die Kirchenmusik, insbesondere 
die Pflege des Gemeindegesanges; 

h) es sorgt für die Sammlung und Weiter­
leitung der Kollekten; 

i) es trägt Sorge für die würdige Ausstattung 
der gottesdienstlichen Räume und die 
Pflege der kirchlichen Geräte; 

j) es unterstützt die Pfarrerinnen und Pfarrer 
bei den Hausbesuchen; 

k) es ist verantwortlich für den Dienst an 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen; 

1) es wahrt die kirchlichen Anliegen im Blick 
auf die Schulen; 

m) es trägt Sorge für die in der Gemeinde be­
stehenden Einrichtungen der Diakonie; 

n) es pflegt kirchliche Sitte; 

o) es stellt die haupt- und nebenberuflichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an und 
übt die Dienstaufsicht aus; 

p) es beauftragt ehrenamtliche Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter; 

q) es verwaltet das Vermögen der Kirchenge­
meinde nach der entsprechenden Ordnung; 

r) es vertritt die Kirchengemeinde im Rechts­
verkehr." 

63. Artikel 57 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Worte „Inhaber 

und Verwalter einer Pfarrstelle" durch die 
Worte „Pfarrerinnen und Pfarrer" ersetzt; 
vor dem Wort „Presbyter" werden die 
Worte „Presbyterinnen und" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „zum In­
haber oder Verwalter einer Pfarrstelle be­
stellt wird" durch die Worte „zur Pfarrerin 
oder zum Pfarrer bestellt ist" ersetzt. 

c) Folgender neuer Absatz 3 wird angefügt: 

,,(3) Der verfassungsmäßige Mitglieder­
bestand des Presbyteriums ergibt sich aus 
der Summe der Stellen der Presbyterinnen 
und Presbyter und der Pfarrstellen einer 
Kirchengemeinde." 

64. Artikel 57a wird aufgehoben. 
65. Artikel 58 wird neu gefaßt: 

„Artikel 58 

(1) Predigerinnen und Prediger einer Kir­
chengemeinde nehmen an den Sitzungen des 
Presbyteriums mit beratender Stimme teil. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst 
(Entsendungsclienst) nehmen an den Sitzun­
gen des Presbyteriums der Kirchengemeinde, 
in der ihnen ein Dienst zugewiesen worden 
ist, mit beratender Stimme teil. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchen­
kreises, denen der Dienst an Wort und Sakra­
ment in der Kirchengemeinde übertragen 
worden ist, nehmen an den Sitzungen des 
Presbyteriums mit beratender Stimme teil. 

( 4) Superintendentinnen und Superintenden­
ten, für die eine Pfarrstelle des Kirchenkrei­
ses errichtet und denen der Dienst an Wort 
und Sakrament in einer Kirchengemeinde 
übertragen worden ist, können an den Sit­
zungen des Presbyteriums mit beratender 
Stimme teilnehmen." 

66. Artikel 59 wird aufgehoben. 

67. Artikel 60 wird aufgehoben. 

68. Artikel 61 wird neu gefaßt: 

„Artikel 61 

(1) Das Presbyterium kann einzelnen oder 
mehreren gewählten Mitgliedern besondere 
Dienste übertragen und ihnen Bezirke zuwei­
sen, in denen sie insbesondere den Besuchs­
dienst wahrnehmen. 
(2) Das Presbyterium kann einzelnen oder 
mehreren gewählten Mitgliedern den diako­
nischen Dienst übertragen. Diese nehmen die 
Fürsorge gegenüber hilfsbedürftigen Gemein­
degliedern durch persönliche Besuche und 
durch Verteilung der vom Presbyterium be-
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willigten Unterstützungen wahL Ihnen kann 
die Verwaltung der Diakoniekasse übertra­
gen werden. 

(3) Das Presbyterium soll in Kirchengemein­
den mit mehreren Pfarrbezirken für jeden 
Pfarrbezirk einzelne oder mehrere gewählte 
Mitglieder bestimmen, denen in Gemein­
schaft mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer die 
besondere Sorge für alle Angelegenheiten des 
Bezirkes übertragen wird." 

69. Artikel 62 wird neu gefaßt: 

„Artikel 62 

(1) Das Presbyterium überträgt einem oder 
mehreren gewählten Mitgliedern das Amt der 
Kirchmeisterin oder des Kirchmeisters. 
(2) Kirchmeisterinnen und Kirchmeister 
haben die Aufgabe, die Aufsicht über die 
Grundstücke, Gebäude, Geräte und anderes 
Vermögen der Kirchengemeinde zu führen. 
Sind Bauten, Wiederherstellungen oder Neu­
beschaffungen nötig, haben sie beim Pres­
byterium entsprechende Anträge zu stellen. 
Sie beaufsichtigen das Kassen- und Rech­
nungswesen der Kirchengemeinde nach der 
entsprechenden Ordnung. Sollen sie dieses 
selbst führen, weil keine geeignete Kraft zur 
Verfügung steht, darf es nur mit Zustimmung 
des Kreissynodalvorstandes geschehen." 

70. Artikel 63 wird neu gefaßt: 

„Artikel 63 

Die Übertragung aller besonderen Dienste im 
Presbyterium erfolgt widerruflich für die Zeit 
bis zur Einführung nach den nächsten tur­
nusmäßigen Wahlen zum Presbyterium. Eine 
erneute Übertragung ist zulässig." 

71. Artikel 64 wird aufgehoben. 

72. Artikel 65 wird neu gefaßt: 

„Artikel 65 

(1) Den Vorsitz im Presbyterium führt eine 
Pfarrerin, ein Pfarrer, eine Presbyterin oder 
ein Presbyter. 

(2) überträgt das Presbyterium den Vorsitz 
einem gewählten Mitglied, regelt es zugleich 
die Stellvertretung und den Beginn der Amts­
zeit. Die Amtszeit beträgt ein Jahr. Wieder­
wahl ist zulässig. 

(3) Überträgt das Presbyterium den Vorsitz 
nicht einem gewählten Mitglied, gilt folgen­
des: 

a) In Kirchengemeinden mit einer Pfarrstelle 
führt die Pfarrerin oder der Pfarrer den 
Vorsitz. Ist die Stellvertretung nicht gere­
gelt, führt bei Verhinderung der oder des 
Vorsitzenden eine Kirchmeisterin oder ein 
Kirchmeister den Vorsitz. 

b) In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarr­
stellen wechselt der Vorsitz unter den Mit­
gliedern von Amts wegen jährlich nach 
einer vom Presbyterium aufgestellten Ord­
nung. Mit Zustimmung des Kreissynodal-

vorstandes kann das Presbyterium bestim­
men, daß der Vorsitz alle zwei Jahre wech­
selt. In besonderen Fällen kann die Amts­
zeit mit Genehmigung des Kreissynodal­
vorstandes verlängert werden. Die Stell­
vertretung liegt jeweils bei der Amtsvor­
gängerin oder dem Amtsvorgänger. Sind 
diese verhindert, führt eine Kirchmeisterin 
oder ein Kirchmeister den Vorsitz. 

(4) Im Falle einer Vakanz im Vorsitz und in 
seiner Stellvertretung führt die Superinten­
dentin oder der Superintendent, eine von ihr 
oder ihm beauftragte Person den Vorsitz ohne 
Stimmrecht. 

(5) Die Mitglieder des Presbyteriums von 
Amts wegen sind verpflichtet, den Vorsitz im 
Presbyterium zu übernehmen. Auf ihren An­
trag kann der Kreissynodalvorstand hiervon 
aus wichtigen Gründen befreien. 

(6) Gewählte Mitglieder des Presbyteriums 
können den Vorsitz aus wichtigen Gründen 
niederlegen. Die Niederlegung ist dem Kreis­
synodalvorstand mitzuteilen und von diesem 
festzustellen." 

73. Artikel 66 wird neu gefaßt: 

„Artikel 66 

(1) Die oder der Vorsitzende soll das Pres­
byterium in der Regel einmal im Monat ein­
berufen. Das Presbyterium muß einberufen 
werden, wenn ein Drittel seiner Mitglieder, 
die Superintendentin oder der Superinten­
dent, der Kreissynodalvorstand oder das Lan­
deskirchenamt es verlangen. 

(2) Das Presbyterium ist beschlußfähig, wenn 
mehr als die Hälfte seines verfassungsmäßi­
gen Mitgliederbestandes anwesend ist. Ist das 
nicht der Fall, ist dies im Protokollbuch fest­
zustellen. 

(3) Die Einladung erfolgt in der Regel 
schriftlich; dabei sind die Hauptgegenstände 
der Verhandlung anzugeben. Zwischen Ein­
ladung und Sitzung soll eine Frist liegen, die 
das Presbyterium nach den örtlichen Verhält­
nissen festsetzt. 

(4) In dringenden Fällen kann die Einladung 
ohne Einhaltung der Frist erfolgen. In diesem 
Fall ist das Presbyterium nur beschlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte seines verfassungs­
mäßigen Mitgliederbestandes sich damit ein­
verstanden erklärt, daß die Frist nicht ein­
gehalten ist. Dies ist in der Verhandlungs­
niederschrift festzustellen." 

74. Artikel 67 wird aufgehoben. 

75. Artikel 68 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Der" 
durch die Worte „Die oder der" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Er 
hat" durch die Worte „Es ist" und die Wor­
te „nicht verletzt" durch die Worte „ge­
wahrt werden" ersetzt. 
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c) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Pres­
byteriums" die Worte „und seiner Aus­
schüsse" angefügt, die Worte „und der Kir­
chenzucht" gestrichen und das Wort „be­
wahren" durch das Wort „wahren" ersetzt. 

76. Artikel 69 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der 

Abstimmung" durch das Wort „Abstim­
mungen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden vor dem Wort 
,,Stimmenthaltungen" die Worte „Ungül­
tige Stimmen und" eingefügt. 

c) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Bei Wahlen ist gewählt, wer die mei­
sten Stimmen erhält, soweit nichts anderes 
gesetzlich bestimmt ist. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los. Die Wahl 
erfolgt schriftlich, wenn ein Mitglied es 
verlangt. Bei Wahlen nehmen auch die zur 
Wahl stehenden Mitglieder an der Abstim­
mung teil." 

77. Artikel 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Artikel 70 werden vor dem Wort „Be­
schlußfassung" das Wort „der" durch das 
Wort „einer" und vor dem Wort „Ver­
langen" das Wort „sein" durch das Wort 
,,eigenes" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

78. Artikel 71 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden vor dem Wort „Präses" 
das Wort „Der" durch die Worte „Die 
Präses oder der" ersetzt sowie vor den 
Worten „der Superintendent" die Worte 
,,die Superintendentin oder" eingefügt. 

b) Satz 2 wird neu gefaßt: 

„Auf Verlangen ist ihnen jederzeit das 
Wort zu erteilen." 

7 9. Artikel 72 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden vor den Worten 
,,dem Vorsitzenden" die Worte „der oder" 
eingefügt und die Worte „ oder seinem 
Stellvertreter und zwei Presbytern" durch 
die Worte „und zwei gewählten Mitglie­
dern des Presbyteriums" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden vor dem Wort 
,,Gelegenheit" die Worte „des Presbyte­
riums" eingefügt. 

80. Artikel 73 wird neu gefaßt: 

„Artikel 73 
(1) Ausfertigungen der Beschlüsse des Pres­
byteriums sind von der oder dem Vorsitzen­
den zu unterzeichnen und mit dem Siegel der 
Kirchengemeinde zu versehen. 
(2) Urkunden, durch die für die Kirchenge­
meinde rechtsverbindliche Erklärungen ab­
gegeben werden, sowie Vollmachten sind von 
der oder dem Vorsitzenden und zwei gewähl­
ten Mitgliedern des Presbyteriums zu unter­
zeichnen und mit dem Siegel der Kirchen­
gemeinde zu versehen. Dadurch wird Dritten 
gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Be-

schlußfassung festgestellt. Die Sätze 1 und 2 
gelten nicht für Geschäfte der laufenden Ver­
waltung." 

81. Artikel 74 wird neu gefaßt: 

„Artikel 7 4 

(1) Die oder der Vorsitzende des Presbyte­
riums trägt die Verantwortung für die ord­
nungsgemäße Verwaltung der Kirchenge­
meinde. Dazu gehört unter anderem die vor­
schriftsmäßige Führung der Kirchenbücher 
und die Sorge für die Aufbewahrung aller 
Bücher, Urkunden und Nachrichten, die den 
Zustand und das Vermögen der Kirchenge­
meinde betreffen. 

(2) Die oder der Vorsitzende sorgt für die 
Ausführung der Beschlüsse des Presbyte­
riums. Soweit diese den Arbeitsbereich einer 
Kirchmeisterin oder eines Kirchmeisters 
berühren, geschieht dies im Einvernehmen 
mit ihnen. Die oder der Vorsitzende führt den 
Schriftwechsel. Das Presbyterium kann den 
Schriftwechsel in allen Angelegenheiten 
wirtschaftlicher und finanzieller Art einer 
Kirchmeisterin oder einem Kirchmeister 
übertragen. In diesem Fall ist die Mitzeich­
nung der oder des Vorsitzenden erforderlich. 

(3) In eiligen Fällen, in denen die Einberu­
fung des Presbyteriums nicht möglich ist oder 
mit Rücksicht auf die geringe Bedeutung der 
Sache nicht gerechtfertigt erscheint, hat die 
oder der Vorsitzende, möglichst im Einver­
nehmen mit der zuständigen Kirchmeisterin 
oder dem zuständigen Kirchmeister, einst­
weilen das Erforderlich anzuordnen. Dies ist 
dem Presbyterium bei der nächsten Sitzung 
zur Genehmigung vorzulegen. Wird die Ge­
nehmigung versagt, bleiben bereits ausge­
führte Maßnahmen Dritten gegenüber unbe­
schadet der Verantwortung der oder des Vor­
sitzenden und der Kirchmeisterin oder des 
Kirchmeisters wirksam." 

82. Artikel 75 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden vor dem Wort 
„Mitarbeiter" die Worte „Mitarbeiterinnen 
und" eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden vor den Worten 
,,einen Vorsitzenden" die Worte „eine Vor­
sitzende oder" eingefügt. 

c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „seines" 
durch die Worte „der oder des" ersetzt. 

83. Artikel 76 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden vor dem Wort „Mitarbei­
tern" die Worte „Mitarbeiterinnen und" 
eingefügt und das Wort „Gemeinde" durch 
das Wort „Kirchengemeinde" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „dieser Aus­
schüsse" gestrichen. 

84. Artikel 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeinden" 
durch das Wort „Kirchengemeinden" er­
setzt. 
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b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Die" ge­
strichen. 

c) Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden neu gefaßt: 

„Mitglieder der Bezirksausschüsse sind die 
zum Bezirk gehörenden Mitglieder des 
Presbyteriums. Im Bezirk tätige haupt­
und nebenberufliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Kirchengemeinde sowie 
Gemeindeglieder, die die Befähigung zum 
Amt einer Presbyterin oder eines Pres­
byters haben, sollen in die Bezirksaus­
schüsse berufen werden." 

d) In Absatz 2 Satz 4 werden die Worte „im 
einzelnen durch eine Gemeindesatzung 
gemäß Artikel 79" durch die Worte „durch 
Satzung" ersetzt. 

e) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Die" ge­
strichen. 

f) Absatz 3 Satz 2 wird neu gefaßt: 

,,In die Fachausschüsse sollen in den Fach­
bereichen tätige Mitglieder des Presbyte­
riums, haupt- und nebenberufliche Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Kir­
chengemeinde sowie sachkundige Gemein­
deglieder, die die Befähigung zum Amt 
einer Presbyterin oder eines Presbyters 
haben, berufen werden." 

g) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „im 
einzelnen durch eine Gemeindesatzung 
gemäß Artikel 79" durch die Worte „durch 
Satzung" ersetzt. 

h) Absatz 4 wird neu gefaßt: 

,,(4) In größeren Kirchengemeinden kann 
das Presbyterium aus seiner Mitte einen 
geschäftsführenden Ausschuß bilden. Dem 
geschäftsführenden Ausschuß müssen in 
der Mehrheit gewählte Mitglieder des Pres­
byteriums angehören. Aufgaben, Zusam­
mensetzung, Vorsitz und Geschäftsführung 
des Ausschusses werden durch Satzung ge­
regelt." 

85. Artikel 78 wird neu gefaßt: 

„Artikel 78 

(1) Das Presbyterium soll die zum heiligen 
Abendmahl zugelassenen Gemeindeglieder 
möglichst in jedem Jahr einmal zu einer Ge­
meindeversammlung einladen. In der Ge­
meindeversammlung wird über die Arbeit der 
Kirchengemeinde und die Gesamtlage der 
Kirche berichtet. Die Gemeindeglieder kön­
nen in der Versammlung Vorschläge zur Ver­
besserung und Bereicherung des Lebens der 
Gemeinde machen. Das Presbyterium hat 
über diese Vorschläge zu beraten. Die Ge­
meindeversammlung wählt aus ihrer Mitte 
eine Verhandlungsleiterin oder einen Ver­
handlungsleiter. 

(2) In Kirchengemeinden mit mehreren Be­
zirken sollen nach Möglichkeit Bezirksver­
sammlungen stattfinden. Für diese gilt Ab­
satz 1 entsprechend." 

86. Nach Artikel 78 wird folgender Artikel 78a 
eingefügt: 

„Artikel 78a 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer und haupt- und 
nebenberufliche Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter einer Kirchengemeinde sind ver­
pflichtet, zu regelmäßigen Arbeitsbespre­
chungen zusammenzukommen. Die Bespre­
chungen können für einzelne Pfarrbezirke 
oder Arbeitsbereiche getrennt durchgeführt 
werden. Den Vorsitz führt die oder der Vor­
sitzende des Presbyteriums; Vertretung im 
Vorsitz ist zulässig. 
(2) Das Presbyterium hat den haupt- und 
nebenberuflichen Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern der Kirchengemeinde in regelmäßi­
gen Zeitabständen oder auf ihren Antrag die 
Gelegenheit zu geben, in einer Sitzung des 
Presbyteriums einen Arbeitsbericht zu geben. 
Sie sind zu Verhandlungen des Presbyteriums 
über wichtige Fragen ihres Arbeitsbereiches 
einzuladen. An den Verhandlungen nehmen 
sie mit beratender Stimme teil. Die Be­
schlußfassung erfolgt in ihrer Abwesenheit. 
(3) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer 
Einrichtung der Kirchengemeinde werden in 
den Fällen der Absätze 1 und 2 durch die 
Leiterin oder den Leiter der Einrichtung ver­
treten." 

87. Artikel 79 wird neu gefaßt: 

„Artikel 79 

(1) Das Presbyterium kann durch Satzung 
insbesondere die in der Kirchenordnung oder 
in anderen Kirchengesetzen vorgeschriebenen 
Regelungen treffen oder die Ordnung beson­
derer Einrichtungen der Kirchengemeinde 
regeln. 

(2) Satzungen dürfen dem in der Kirche gel­
tenden Recht nicht widersprechen. Sie bedür­
fen der Genehmigung des Landeskirchen­
amtes. Vor der Genehmigung ist der Kreis­
synodalvorstand zu hören. Die Satzungen 
sind in ortsüblicher Weise zu veröffent­
lichen." 

88. Artikel 80 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeinden" 
durch das Wort „Kirchengemeinden" er­
setzt; das Wort „so" wird gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Gemein­
den" durch das Wort „Kirchengemeinden" 
ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „Wahl 
des Vorsitzenden" durch die Worte „Be­
stimmung des Vorsitzes" ersetzt und vor 
den Worten „der dienstälteste Vorsit­
zende" die Worte „die oder" eingefügt. 

d) In Absatz 2 Satz 4 werden vor den Worten 
„dem Superintendenten" die Worte „der 
Superintendentin oder" eingefügt. 

e) In Absatz 4 wird das Wort „Gemeinde" 
durch das Wort „Kirchengemeinde" er­
setzt. 
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89. Artikel 81 wird neu gefaßt: 

„Artikel 81 

In einer Stadt, die mehrere Kirchengemein­
den umfaßt und nicht Dienstsitz der Super­
intendentin oder des Superintendenten ist, 
können die Pfarrerinnen und Pfarrer aus 
ihrer Mitte eine Seniorin oder einen Senior 
zur Vertretung der gemeinsamen Anliegen 
der Kirchengemeinden gegenüber der Öffent­
lichkeit wählen. Der Dienst geschieht im Be­
nehmen mit der Superintendentin oder dem 
Superintendenten." 

90. Artikel 82 wird neu gefaßt: 

„Artikel 82 

(1) Wenn ein Presbyterium seine Pflichten 
verletzt und trotz Mahnung durch den Kreis­
synodalvorstand und das Landeskirchenamt 
dabei verharrt, kann die Kirchenleitung nach 
Anhörung des Kreissynodalvorstandes das 
Presbyterium auflösen. In diesem Fall beauf­
tragt sie zugleich den Kreissynodalvorstand, 
Bevollmächtigte zu bestellen. 
(2) Gegen die Entscheidung kann das Pres­
byterium innerhalb eines Monats die Verwal­
tungskammer der Evangelischen Kirche von 
Westfalen anrufen. Sie entscheidet endgültig. 
Bis zur Bestandskraft der Entscheidung 
ruhen die Rechte und Pflichten des Presbyte­
riums. 
(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn sich ein Presbyterium als arbeitsun­
fähig erweist." 

91. Artikel 83 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird neu gefaßt: 

,,(1) Ist ein Presbyterium wegen unge­
nügender Mitgliederzahl beschlußunfähig, 
ist dies durch den Kreissynodalvorstand 
festzustellen. Mit der Feststellung hat der 
Kreissynodalvorstand zugleich Bevoll­
mächtigte zu bestellen. Gegen die Feststel­
lung kann das Presbyterium innerhalb 
eines Monats Beschwerde beim Landes­
kirchenamt einlegen. Es entscheidet end­
gültig. Bis zur Bestandskraft der Entschei­
dung ruhen die Rechte und Pflichten des 
Presbyteriums." 

b) In Absatz 2 werden das Wort „so" sowie 
Satz 2 gestrichen. 

92. Artikel 85 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 2 und Satz 4 werden je­

weils vor dem Wort „Presbyter" die Worte 
,,Presbyterinnen und" eingefügt. 

b) Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) Bevollmächtigte müssen Pfarrerinnen 
und Pfarrer sein oder die Befähigung zum 
Amt einer Presbyterin oder eines Presbyters 
haben." 

93. Artikel 86 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeinden" 

durch das Wort „Kirchengemeinden" er­
setzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird neu gefaßt: 
„Über die Neubildung, Veränderung und 
Aufhebung von Kirchenkreisen beschließt 
die Kirchenleitung, wenn die beteiligten 
Kreissynoden und Presbyterien einig sind, 
andernfalls die Landessynode." 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Kreis­
synode" durch das Wort „Kreissynoden" 
ersetzt. 

d) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Gemein­
degrenzen" durch die Worte „Grenzen 
einer Kirchengemeinde" ersetzt. 

e) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Wenn sich die Beteiligten im Falle ei­
ner Vermögensauseinandersetzung nicht 
einigen, entscheidet die Kirchenleitung. 
Gegen die Entscheidung der Kirchen­
leitung kann die Verwaltungskammer der 
Evangelischen Kirche von Westfalen ange­
rufen werden. Sie entscheidet endgültig." 

94. Artikel 88 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird aufgehoben. 
b) Die Absatzbezeichnung von Absatz 1 wird 

gestrichen. 
95. Artikel 89 wird neu gefaßt: 

„Artikel 89 

(1) Die Kreissynode ist berufen, über dem 
kirchlichen Leben in ihrem Bereich zu 
wachen und es zu fördern, den Kirchenge­
meinden Anregung und Hilfe zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu geben, gemeinsame Arbei­
ten der Kirchengemeinden in Angriff zu neh­
men und an der Leitung der Evangelischen 
Kirche von Westfalen mitzuwirken. 
(2) Demgemäß hat die Kreissynode vor allem 
folgende Aufgaben: 
a) Sie wacht darüber, daß in den Kirchenge­

meinden das Evangelium rein und lauter 
verkündigt wird und die Sakramente recht 
verwaltet werden; 

b) sie achtet darauf, daß der Bekenntnisstand 
der Kirchengemeinden gewahrt wird; 

c) sie fördert die Gemeinschaft der im Kir­
chenkreis verbundenen Kirchengemeinden 
und pflegt den Zusammenhang mit der ge­
samten Kirche. Sie achtet darauf, daß die 
Kirchenordnung und die kirchlichen Ge­
setze in den Kirchengemeinden eingehalten 
werden; 

d) sie ist auf eine ausreichende kirchliche 
Versorgung der Kirchengemeinden bedacht 
und achtet darauf, daß für besondere Dien­
ste des Kirchenkreises die erforderlichen 
Stellen eingerichtet werden; 

e) sie fördert die Arbeit und die Einrichtung 
der Diakonie und der missionarisch-diako­
nischen Werke und sorgt für ein gutes Zu­
sammenwirken des Kreissynodalvorstan­
des und der Presbyterien mit diesen Wer­
ken; 

f) sie wacht darüber, daß der Auftrag der 
Kirche in der Öffentlichkeit erfüllt wird 
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und die Gebote Gottes auch im öffent­
lichen Leben beachtet werden; 

g) sie nimmt sich der christlichen Erziehung 
der Kinder und Jugendlichen in Haus, 
Kirche und Schule an; 

h) sie wacht über kirchlicher Sitte und der 
Handhabung der kirchlichen Zucht." 

96. Artikel 90 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden vor den Worten „den 

Superintendenten" die Worte „die Super­
intendentin oder" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden das Wort „beschließt" 
durch das Wort „entscheidet" und das 
Wort „Gemeinden" durch das Wort „Kir­
chengemeinden" ersetzt. 

c) Die Absätze 4 und 5 werden neu gefaßt: 
,,(4) Sie beaufsichtigt das Rechnungswesen 
der Kirchengemeinden und ihrer Einrich­
tungen, beschließt die Haushaltspläne für 
die Kassen des Kirchenkreises und erteilt 
Entlastung für die Rechnungen des 
Kirchenkreises und seiner Einrichtungen. 
(5) Sie legt die Umlage für den Kirchen­
kreis fest." 

d) In Absatz 6 werden die Worte „und An­
stalten" gestrichen. 

e) Absatz 7 wird gestrichen. 
97. Artikel 91 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Buchstabe a) werden vor den 
Worten „der Superintendent" die Worte 
,,die Superintendentin oder" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Buchstabe b) werden jeweils 
die Worte „Inhaber und Verwalter einer 
Pfarrstelle" durch die Worte „Pfarrerinnen 
und Pfarrer" ersetzt; das Komma nach dem 
Wort „Kirchengemeinden" sowie das Wort 
,,Anstaltskirchengemeinden" werden ge­
strichen. 

c) In Absatz 2 Buchstabe c) werden die 
Worte „Gemeinden und Anstaltskirchen­
gemeinden" durch das Wort „Kirchenge­
meinden" ersetzt. 

98. Artikel 91a wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 

„Jede Gemeinde entsendet" durch die 
Worte „Kirchengemeinden entsenden" er­
setzt sowie vor den Worten „einen Abge­
ordneten" die Worte „eine Abgeordnete 
oder" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte 
„Männern und Frauen" durch die Worte 
,,Frauen und Männern" ersetzt. 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden das Wort 
„Presbyteramt" durch die Worte „Amt 
einer Presbyterin oder eines Presbyters" 
ersetzt. 

d) Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden neu ge­
faßt: 

„Für die Abgeordneten ist jeweils die erste 
und zweite Stellvertretung zu bestimmen. 
Sind Abgeordnete und beide stellvertre­
tende Abgeordnete verhindert, kann das 

Presbyterium auch stellvertretende Abge­
ordnete anderer Abgeordneter entsenden." 

e) Absatz 2 Satz 4 wird gestrichen. 

f) Absatz 3 wird gestrichen. 
99. Artikel 91 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Ge­
meinden" durch das Wort „Kirchenge­
meinden" ersetzt und die Worte „und An­
staltskirchengemeinden" gestrichen. 

b) Absatz 1 Satz 2 wird neu gefaßt: 

,,Für jedes berufene Mitglied kann ein er­
stes und zweites stellvertretendes Mitglied 
bestimmt werden." 

c) Die Absätze 2 und 3 werden neu gefaßt: 
,,(2) Die berufenen Mitglieder müssen die 
Befähigung zum Amt einer Presbyterin 
oder eines Presbyters haben. Ordinierte 
Theologinnen und Theologen können nur 
in besonders begründeten Ausnahmefällen 
berufen werden. Die berufenen Mitglieder 
der Kreissynode sollen Gemeindeglieder 
einer Kirchengemeinde des Kirchenkreises 
sein. 
(3) Bei der Berufung sollen die verschie­
denen Einrichtungen, Dienste und Arbeits­
bereiche des Kirchenkreises, die Lehr­
kräfte für den evangelischen Religionsun­
terricht sowie die haupt- und nebenberuf­
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Kirchenkreis berücksichtigt werden. 
Eine möglichst gleichmäßige Berücksich­
tigung von Frauen und Männern ist anzu­
streben." 

100. Artikel 91 c wird wie folgt geändert: 
a) Die Absätze 1 und 2 werden neu gefaßt: 

,,(1) Im Kirchenkreis tätige Pfarrerinnen 
und Pfarrer, die nicht Mitglieder der 
Kreissynode sind, Predigerinnen und Pre­
diger sowie Pfarrerinnen und Pfarrer im 
Probedienst (Entsendungsdienst) nehmen 
an den Verhandlungen der Kreissynode mit 
beratender Stimme teil. 
(2) Mitglieder der Landessynode, der Sy­
node der Evangelischen Kirche der Union 
und der Synode der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, die Gemeindeglieder einer 
Kirchengemeinde des Kirchenkreises sind, 
können an den Verhandlungen der Kreis­
synode mit beratender Stimme teilneh-
1nen." 

b) Absatz 3 Satz 3 wird neu gefaßt: 
„Ihnen kann jederzeit das Wort erteilt 
werden." 

101. Artikel 92 wird neu gefaßt: 

„Artikel 92 

(1) Verliert ein Mitglied der Kreissynode die 
Befähigung zum Amt einer Presbyterin oder 
eines Presbyters, scheidet es aus der Kreis­
synode aus. 
(2) Verlieren Abgeordnete die Gemein­
degliedschaft der entsendenden Kirchen-
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gemeinde, endet die Mitgliedschaft in der 
Kreissynode. 

(3) Legt eine Presbyterin oder ein Presbyter 
das Amt nieder, kann die Mitgliedschaft in 
der Kreissynode und im Kreissynodal­
vorstand nur mit Genehmigung des Kreis­
synodalvorstandes fortgesetzt werden. 

(4) Scheidet ein Mitglied der Kreissynode, 
das aufgrund seiner haupt- oder nebenberuf­
lichen Mitarbeit im Kirchenkreis berufen 
worden ist, aus dem kirchlichen Dienst im 
Kirchenkreis aus, endet die Mitgliedschaft in 
der Kreissynode. 

(5) Will ein Mitglied der Kreissynode, das 
von einer Kirchengemeinde entsandt oder 
vom Kreissynodalvorstand berufen ist, das 
Amt vor Ablauf der Amtszeit niederlegen, hat 
es dies dem Kreissynodalvorstand schriftlich 
zu erklären. Die Erklärung wird einen Monat 
nach ihrem Zugang wirksam. Sie kann bis 
zum Ablauf dieser Frist schriftlich zurückge­
nommen werden. Mit dem Wirksamwerden 
der Erklärung erlischt die Mitgliedschaft in 
der Kreissynode." 

102. In Artikel 93 Satz 2 werden die Worte „der 
Kirchenordnung oder sonstigen kirchlichen 
Gesetzen" durch die Worte „dem in der 
Kirche geltenden Recht" ersetzt. 

103. Artikel 94 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden das Wort „Synode" 
durch das Wort „Kreissynode" ersetzt und 
vor den Worten „den Superintendenten" 
die Worte „die Superintendentin oder" 
eingefügt. 

b) Die Absätze 4 bis 7 werden neu gefaßt: 
,,(4) Die Kreissynode beginnt mit einem 
Gottesdienst; die Sitzungen werden mit 
Schriftlesung und Gebet eröffnet und mit 
Gebet geschlossen. 
(5) Der Kreissynode wird jährlich durch 
die Superintendentin oder den Superinten­
denten über die Tätigkeit des Kreissy­
nodalvorstandes und über die wichtigen 
Ereignisse im Kirchenkreis berichtet. Die­
ser Bericht ist zur Besprechung zu stellen. 
(6) Der Tagung der Kreissynode wird an 
dem vorausgehenden Sonntag in allen 
Gottesdiensten des Kirchenkreises für­
bittend gedacht. 
(7) Die Reisekosten, die festgesetzten 
Tagegelder sowie etwaige Lohnausfälle der 
Mitglieder der Kreissynode werden durch 
die Kreissynodalkasse erstattet." 

c) Absatz 8 wird gestrichen. 
104. Artikel 95 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Worten 
,,im Einzelfall" das Wort „Kreissynode" 
durch das Wort „sie" und die Worte „nicht 
anders" durch die Worte „nichts anderes" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort ",,Sy­
node" durch das Wort „Kreissynode" er­
setzt. 

105. Artikel 96 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird neu gefaßt: 

,,Sie werden gefragt:" 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Synode" 
durch das Wort „Kreissynode" ersetzt. 

106. In Artikel 97 wird das Wort „Kirchenzucht" 
durch die Worte „kirchlichen Zucht" ersetzt; 
das Komma vor dem Wort „sowie" entfällt. 

107. Artikel 98 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „der 
Abstimmung" durch das Wort „Abstim­
mungen" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden vor dem Wort 
,,Stimmenthaltungen" die Worte „Ungül­
tige Stimmen und" eingefügt. 

c) Absatz 4 wird neu gefaßt: 

,,(4) Bei Wahlen ist gewählt, wer die 
meisten Stimmen erhält, soweit nicht, wie 
bei Wahlen zum Kreissynodalvorstand, 
etwas anderes gesetzlich bestimmt ist. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
Die Wahl erfolgt schriftlich, wenn ein Mit­
glied es verlangt. Bei Wahlen nehmen auch 
die zur Wahl stehenden Mitglieder an der 
Abstimmung teil." 

d) Die Absätze 5 und 6 werden gestrichen. 

108. Nach Artikel 98 wird ein neuer Artikel 98a 
eingefügt: 

„Artikel 98a 

Wer an dem Gegenstand einer Beschlußfas­
sung persönlich beteiligt ist, hat sich vor der 
Beratung und Beschlußfassung zu entfernen, 
muß aber auf eigenes Verlangen vorher 
gehört werden. Die Beachtung dieser Vor­
schrift ist in der Verhandlungsniederschrift 
festzustellen." 

109. In Artikel 99 wird Satz 2 neu gefaßt: 

„Die Niederschrift wird den Mitgliedern der 
Kreissynode, den Presbyterien, den Kreis­
synodalvorständen der übrigen Kirchenkreise 
und dem Landeskirchenamt zugeleitet." 

110. Artikel 100 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird neu gefaßt: 

„In diese Ausschüsse sollen Mitglieder 
der Kreissynode, in den Arbeitsbereichen 
tätige Pfarrerinnen und Pfarrer, Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter des Kirchen­
kreises sowie sachkundige Gemeindeglie­
der, die die Befähigung zum Amt einer 
Presbyterin oder eines Presbyters haben, 
berufen werden." 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „des 
Kirchenkreises" gestrichen. 

c) Absatz 2 Satz 5 wird neu gefaßt: 

,,Die Superintendentin oder der Super­
intendent kann jederzeit an den Verhand­
lungen der Ausschüsse teilnehmen." 

d) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „der 
Kreissynode" gestrichen. 
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e) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „die 
Vorsitzenden" durch die Worte „den Vor­
sitz" ersetzt. 

f) Absatz 3 Satz 3 wird neu gefaßt: 

,,Die Superintendentin oder der Super­
intendent kann jederzeit an den Verhand­
lungen dieser Ausschüsse teilnehmen." 

111. Artikel 101 wird neu gefaßt: 

„Artikel 101 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer und haupt- und 
nebenberufliche Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter des Kirchenkreises sind verpflichtet, 
zu regelmäßigen gemeinsamen Arbeitsbespre­
chungen zusammenzukommen. Die Bespre­
chungen können für einzelne Arbeitsbereiche 
getrennt durchgeführt werden. Den Vorsitz 
führt die Superintendentin oder der Super­
intendent; Vertretung im Vorsitz ist zulässig. 

(2) Der Kreissynodalvorstand hat den Pfar­
rerinnen und Pfarrern und den haupt- und 
nebenberuflichen Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern des Kirchenkreises in regelmäßigen 
Zeitabständen oder auf Antrag Gelegenheit 
zu geben, in einer Sitzung des Kreissynodal­
vorstandes einen Arbeitsbericht zu geben. Sie 
sind zu den Verhandlungen des Kreissynodal­
vorstandes über wichtige Fragen ihres Ar­
beitsbereiches einzuladen. An den Verhand­
lungen nehmen sie mit beratender Stimme 
teil. Die Beschlußfassung erfolgt in ihrer Ab­
wesenheit. 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer und Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter werden in den Fällen 
der Absätze 1 und 2 durch die Leiterin oder 
den Leiter der Einrichtung des Kirchen­
kreises vertreten." 

112. Artikel 102 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird neu gefaßt: 

,,(1) Die Kreissynode kann durch Satzung 
insbesondere die in der Kirchenordnung 
oder in anderen Kirchengesetzen vor­
geschriebenen Regelungen treffen oder die 
Ordnung besonderer Einrichtungen des 
Kirchenkreises regeln." 

b) In Absatz 2 wird jeweils das Wort „Kreis­
satzung" durch das Wort „Satzung" er­
setzt. 

c) Absatz 3 Satz 1 wird neu gefaßt: 

,,Satzungen dürfen dem in der Kirchegel­
tenden Recht nicht widersprechen." 

d) Absatz 3 Satz 2 wird neu gefaßt: 

,,Sie sind im Kirchlichen Amtsblatt zu ver­
öffentlichen." 

113. Artikel 104 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden neu gefaßt: 

,,(1) Der Kirchenkreis wird im Auftrag der 
Kreissynode vom Kreissynodalvorstand ge­
leitet. 

(2) Demgemäß hat der Kreissynodalvor­
stand vor allem folgende Aufgaben: 

a) Er bereitet die Tagung der Kreissynode 
vor, indem er vor allem die Legitimation 
ihrer Mitglieder, die eingereichten An­
träge sowie die Rechnungen der Kreis­
synode vorprüft; 

b) er sorgt für die Ausführung der Be­
schlüsse der Kreissynode und erstattet 
der Kreissynode darüber Bericht; 

c) er erstattet Gutachten über Vorlagen der 
Kirchenleitung; 

d) er beschließt über Bürgschaften des 
Kirchenkreises und über die Aufnahme 
von Anleihen; 

e) er beaufsichtigt das Kassenwesen des 
Kirchenkreises; 

f) er beruft die haupt- und nebenberuf­
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Kirchenkreises; 

g) er nimmt die in Artikel 88 bis 90 ge­
nannten Aufgaben und Rechte der 
Kreissynode außerhalb ihrer Tagungen 
wahr; 

h) er vertritt den Kirchenkreis im Rechts­
verkehr." 

b) In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Sy­
node" durch das Wort „Kreissynode" er­
setzt. 

c) Absatz 3 Satz 4 wird neu gefaßt: 

„ Wird die Genehmigung versagt, bleiben 
bereits ausgeführte Maßnahmen Dritten 
gegenüber wirksam." 

d) In Absatz 4 Buchstaben a) bis e) werden 
die „Kommas" am Ende des Satzes oder 
Satzteils durch ein „Semikolon" ersetzt. 

e) In Absatz 4 Buchstabe a) wird das Wort 
,,Gemeinden" durch das Wort „Kirchen-
gemeinden" ersetzt. · 

f) In Absatz 4 Buchstabe b) werden vor dem 
Wort „Pfarrer" die Worte „Pfarrerinnen 
und" eingefügt. 

g) In Absatz 4 Buchstabe f) werden das Wort 
,,Gemeinden" durch das Wort „Kirchenge­
meinden" ersetzt und vor den Worten „der 
Superintendent" die Worte „die Superin­
tendentin oder" eingefügt. 

114. Artikel 105 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Worten 
„dem Superintendenten" die Worte „der 
Superintendentin oder", vor den Worten 
„dem Assessor" die Worte „der Assessorin 
oder" und vor den Worten „dem Scriba" 
die Worte „der oder" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Satzung" die beiden letzten Worte „des 
Kirchenkreises" gestrichen. 

c) In Absatz 1 Satz 3 werden vor den Worten 
„des Superintendenten" die Worte „der 
Superintendentin oder" eingefügt und die 
Worte „zwei Stellvertreter" durch die 
Worte „ein erstes und ein zweites stellver­
tretendes Mitglied" ersetzt. 
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d) Absatz 2 wird neu gefaßt: 

,,(2) Die Superintendentin oder der Super­
intendent, die Assessorin oder der Asses­
sor, die oder der Scriba sowie ihre Stellver­
treterinnen und Stellvertreter müssen In­
haberinnen oder Inhaber einer Pfarrstelle 
sein; die oder der Scriba und ihre Stellver­
treterinnen und Stellvertreter können auch 
Verwalterin oder Verwalter einer Pfarr­
stelle sein. Mindestens die Hälfte der Mit­
glieder des Kreissynodalvorstandes darf 
weder ordiniert sein noch haupt- oder 
nebenberuflich im kirchlichen Dienst 
stehen." 

e) Absatz 3 Sätze 1 und 2 werden neu ge­
faßt: 

,,Die Superintendentin oder der Super­
intendent führt den Vorsitz im Kreis­
synodalvorstand. Die Assessorin oder der 
Assessor führt den stellvertretenden Vor­
sitz und ist Beistand der Superintendentin 
oder des Superintendenten." 

f) In Absatz 3 Satz 3 wird das erste Wort 
,,Der" durch die Worte „Die oder der" er­
setzt. 

115. Artikel 106 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1, 2 und 3 werden neu ge­
faßt: 

,,(1) Die Mitglieder und die stellvertreten­
den Mitglieder des Kreissynodalvorstandes 
werden von der Kreissynode für acht Jahre 
gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Mit Aus­
nahme der Superintendentin oder des 
Superintendenten können nur Mitglieder 
der Kreissynode gewählt werden. Bei der 
Wahl ist eine möglichst gleichmäßige 
Berücksichtigung von Frauen und Män­
nern anzustreben. 

(2) Zur Superintendentin oder zum Super­
intendenten kann nur gewählt werden, wer 
mindestens fünf Jahre Inhaberin oder In­
haber einer Gemeindepfarrstelle gewesen 
ist. Pfarrerinnen oder Pfarrer aus anderen 
Landeskirchen dürfen nur mit Zustim­
mung der Kirchenleitung zur Wahl vor­
geschlagen werden. Die Wahl der Super­
intendentin oder des Superintendenten so­
wie ihrer oder seiner Vertreterinnen und 
Vertreter bedarf der Bestätigung durch die 
Kirchenleitung. 

(3) Über die Mitglieder des Kreissynodal­
vorstandes ist einzeln abzustimmen. Ge­
wählt ist, wer die Mehrheit der abgegebe­
nen Stimmen erhält. Ungültige Stimmen 
und Stimmenthaltungen werden hierbei 
nicht mitgerechnet. Erhält bei mehr als 
zwei Vorschlägen niemand die erforder­
liche Mehrheit, werden die beiden Vor­
geschlagenen, die die meisten Stimmen er­
halten haben, zur engeren Wahl gestellt. 
Die Superintendentin oder der Superinten­
dent bedarf zur Wahl der Mehrheit der 
Stimmen der Mitglieder der Kreissynode." 

b) Absatz 4 Satz 1 wird neu gefaßt: 

„Scheidet die Superintendentin oder der 
Superintendent vor Ablauf der Amtszeit 
aus, hat die Kreissynode spätestens auf der 
nächsten Tagung eine Neuwahl vorzuneh­
men." 

c) Absatz 4 Satz 4 wird neu gefaßt: 

,,Scheidet ein anderes Mitglied des Kreis­
synodalvorstandes vor Ablauf der Amtszeit 
aus, hat die Kreissynode auf der nächsten 
Tagung für den Rest der Amtszeit eine 
Neuwahl vorzunehmen." 

d) Absatz 5 wird neu gefaßt: 

,,(5) Verliert ein Mitglied des Kreis­
synodalvorstandes die Gemeindeglied­
schaft im Kirchenkreis oder die Befähi­
gung zum Amt einer Presbyterin oder eines 
Presbyters, endet die Mitgliedschaft im 
Kreissynodalvorstand. Das gleiche gilt, 
wenn ein Mitglied des Kreissynodalvor­
standes seine Pfarrstelle verliert, ohne daß 
ihm eine andere Pfarrstelle des Kirchen­
kreises oder seiner Kirchengemeinde über­
tragen wird." 

e) In Absatz 6 werden die Worte „ihrer 
Nachfolger" durch die Worte „der neu ge­
wählten Mitglieder" ersetzt. 

116. Artikel 107 wird neu gefaßt: 

„Artikel 107 

(1) Der Kreissynodalvorstand wird von der 
Superintendentin oder dem Superintenden­
ten in der Regel monatlich einmal unter An­
gabe der Hauptgegenstände der Verhandlung 
schriftlich einberufen. Er muß einberufen 
werden, wenn zwei seiner Mitglieder oder das 
Landeskirchenamt es fordern. 

(2) Der Kreissynodalvorstand kann zu seinen 
Sitzungen die ersten stellvertretenden Mit­
glieder mit beratender Stimme hinzuziehen. 

(3) Der Kreissynodalvorstand ist beschluß­
fähig, wenn auf ordnungsgemäße Einladung 
mehr als die Hälfte seines verfassungsmäßi­
gen Mitgliederbestandes erschienen ist. 

(4) Der Kreissynodalvorstand soll danach 
streben, seine Beschlüsse einmütig zu fassen. 

(5) Bei Abstimmungen entscheidet die Mehr­
heit der abgegebenen Stimmen. Ungültige 
Stimmen und Stimmenthaltungen werden 
hierbei nicht mitgerechnet. Bei Stimmen­
gleichheit ist ein Beschluß nicht zustande­
gekommen. Außerhalb der Sitzung ist schrift­
liche Abstimmung möglich, wenn kein Wider­
spruch dagegen erhoben wird. 

(6) Bei Wahlen ist gewählt, wer die meisten 
Stimmen erhält, soweit nichts anderes gesetz­
lich bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet das Los. Die Wahl erfolgt schriftlich, 
wenn ein Mitglied es verlangt. Bei Wahlen 
nehmen auch die zur Wahl stehenden Mitglie­
der an der Abstimmung teil." 
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117. Nach Artikel 107 wird ein neuer Artikel 107a 
eingefügt: 

„Artikel 107a 

Wer an dem Gegenstand einer Beschlußfas­
sung persönlich beteiligt ist hat sich vor der 
Beratung und Beschlußfassung zu entfernen, 
muß aber auf eigenes Verlangen vorher 
gehört werden. Die Beachtung dieser Vor­
schrift ist in der Verhandlungsniederschrift 
festzustellen." 

118. Artikel 108 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt: 

,,(1) Über die Verhandlung des Kreissyn­
odalvorstandes wird eine Niederschrift 
aufgenommen, die die Superintendentin 
oder der Superintendent und zwei weitere 
Mitglieder des Kreissynodalvorstandes 
unterzeichnen." 

b) Der bisherige Absatz 1 wird die Absatz 2 
mit der Maßgabe, daß vor den Worten „dem 
Superintendenten" die Worte „der Super­
intendentin oder" eingefügt werden. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 mit 
folgenden Maßgaben: 

aa) In Satz 1 werden das Wort „welche" 
durch das Wort „die" ersetzt und vor 
den Worten „dem Superintendenten" 
die Worte „der Superintendentin oder" 
eingefügt. 

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
Geschäfte der laufenden Verwaltung." 

119. Die Überschrift vor dem Artikel 109 „III. Der 
Superintendent" wird neu gefaßt: 

„III. Das Amt der Superintendentin und des 
Superintendenten" 

120. Artikel 109 wird neu gefaßt: 

„Artikel 109 

(1) Superintendentinnen und Superintenden­
ten leiten die Kirchenkreise in gemeinsamer 
Verantwortung mit den übrigen Mitgliedern 
der Kreissynodalvorstände. Sie tragen die 
Verantwortung für die Durchführung der 
Beschlüsse der Kreissynoden und der Kreis­
synodalvorstände. Sie vertreten die Kirchen­
kreise in der Öffentlichkeit. 
(2) Superintendentinnen und Superintenden­
ten versehen ihr Amt zugleich im Auftrag der 
Landeskirche. Sie berichten der Kirchen­
leitung und dem Landeskirchenamt über 
wichtige Vorgänge im Kirchenkreis und sor­
gen für die Ausführung ihrer Anordnungen. 
Der gesamte Schriftverkehr zwischen den 
Kirchengemeinden sowie den kirchlichen 
Amtsträgerinnen und Amtsträgern und der 
Kirchenleitung und dem Landeskirchenamt 
geht durch ihre Hand und wird mit ihrer 
Stellungnahme versehen, falls die Sache es 
erfordert. 
(3) Superintendentinnen und Superintenden­
ten werden durch die Assessorinnen und 

Assessoren, bei deren Verhinderung durch die 
jeweiligen Stellvertreterinnen und Stellver­
treter vertreten." 

121. Artikel 110 wird neu gefaßt: 

„Artikel 110 

(1) Superintendentinnen und Superintenden­
ten sind Seelsorgerinnen und Seelsorger, Be­
raterinnen und Berater der Pfarrerinnen und 
Pfarrer, Predigerinnen und Prediger, Pfar­
rerinnen und Pfarrer im Probedienst (Ent­
sendungsdienst), Vikarinnen und Vikare im 
Kirchenkreis. Sie sollen sie ermahnen und 
ihnen helfen, ihr Leben unter dem Wort 
Gottes zu führen und an ihrer theologischen 
Fortbildung ständig weiterzuarbeiten. Sie 
beraten und fördern die Studentinnen und 
Studenten der Theologie im Kirchenkreis. 

(2) Superintendentinnen und Superintenden­
ten versammeln die Amtsträgerinnen und 
Amtsträger nach Absatz 1 Satz 1 zum Pfarr­
konvent, der unter ihrer Leitung monatlich, 
möglichst an einem feststehenden Tag, zu­
sammentreten soll. 

(3) Superintendentinnen und Superintenden­
ten versammeln die Presbyterinnen und Pres­
byter sowie die in Absatz 1 Satz 1 nicht ge­
nannten Amtsträgerinnen und Amtsträger im 
Kirchenkreis regelmäßig, um ihnen Hilfe und 
Weisung zu geben." 

122. Artikel 111 wird neu gefaßt: 

„Artikel 111 

(1) Superintendentinnen und Superintenden­
ten achten auf das gesamte kirchliche Leben 
und die Einhaltung der kirchlichen Ordnung 
im Kirchenkreis. 

(2) Sie führen die Aufsicht über die Kirchen­
gemeinden und Presbyterien sowie über alle, 
die im Kirchenkreis ein Amt haben. Sie sollen 
insbesondere auf die Verkündigung des Wor­
tes Gottes und die Verwaltung der Sakra­
mente achthaben. 

(3) Wo ihnen Mängel und Nachlässigkeit im 
Amt bekannt werden, sollen sie zur Besse­
rung mahnen und geschwisterliche Weisung 
geben. Liegt der Verdacht einer Amtspflicht­
verletzung vor, berichten sie dem Landes­
kirchenamt." 

123. Artikel 112 wird neu gefaßt: 

„Artikel 112 

(1) Zu den besonderen Aufgaben der Super­
intendentinnen und Superintendenten ge­
hören die Durchführung der Ordination, die 
Leitung der Pfarrwahl, die Einführung der 
Pfarrerinnen und Pfarrer sowie die Visitation 
der Kirchengemeinden. 

(2) Die Superintendentin oder der Super­
intendent hat das Recht, in allen Kirchenge­
meinden des Kirchenkreises den Dienst an 
Wort und Sakrament auszurichten." 
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124. Nach Artikel 112 wird ein neuer Artikel 112a 
eingefügt: 

„Artikel 112a 

Die dienstrechtlichen Verhältnisse der Super­
intendentinnen und Superintendenten wer­
den durch Kirchengesetz geregelt. Ihr Dienst­
sitz wird durch Beschluß der Kreissynode be­
stimmt. Der Beschluß bedarf der Bestätigung 
durch das Landeskirchenamt." 

125. Artikel 114 Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) Demgemäß hat die Landessynode vor 
allem folgende Aufgaben: 
a) Sie wacht darüber, daß das Evangelium 

rein und lauter verkündigt wird und die 
Sakramente recht verwaltet werden; 

b) sie achtet darauf, daß der Bekenntnisstand 
der Kirchengemeinden gewahrt wird; 

c) sie tritt dafür ein, daß die Freiheit der 
Kirche, über ihre Lehre und Ordnung 
selbst zu bestimmen, gewahrt wird; 

d) sie fördert die Gemeinschaft der Kirchen­
gemeinden, besonders durch Besuchs­
dienst; 

e) sie wahrt die presbyterial-synodale Ord­
nung und pflegt das synodale Leben der 
Kirche; 

f) sie ist bedacht auf die Förderung der Ge­
meinschaft mit der Evangelischen Kirche 
der Union und der Evangelischen Kirche in 
Deutschland; 

g) sie pflegt die ökumenische Gemeinschaft 
der Kirchen; 

h) sie sorgt dafür, daß der missionarische 
Auftrag der Kirche erfüllt und die Diako­
nie in allen Bereichen der Kirche lebendig 
und wirksam wird; 

i) sie wacht darüber, daß die Gebote Gottes 
auch im öffentlichen Leben beachtet wer­
den und setzt sich für soziale Gerechtigkeit 
ein; 

j) sie hat die Verantwortung für die christ­
liche Erziehung in Haus, Schule und 
Kirchengemeinde sowie für den evangeli­
schen Religionsunterricht an den öffent­
lichen und den privaten Schulen; 

k) sie wirkt auf eine geordnete Zusammen­
arbeit der Kirche mit den theologischen 
Fakultäten und mit den kirchlichen Hoch­
schulen hin; 

1) sie beschließt unter Wahrung des Bekennt­
nisstandes der Kirchengemeinden über die 
Ordnung des Gottesdienstes; 

m) sie entscheidet über die Einführung von 
Gesangbüchern und fördert die Kirchen­
musik und die kirchliche Kunst; 

n) sie genehmigt die Lehrpläne für den Kirch­
lichen Unterricht; 

o) sie trifft Bestimmungen über die Kirchen­
und Hauskollekten in den Kirchengemein­
den; 

p) sie erläßt die Kirchengesetze und achtet 
auf ihre Einhaltung." 

126. Artikel 115 wird wie folgt geändert: 
a) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden 

als neuer Absatz 1 wie folgt gefaßt: 
,,(1) Die Landessynode entscheidet über 
Vorlagen der Kirchenleitung, des Rates der 
Evangelischen Kirche der Union und des 
Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland sowie über die ihr vorgelegten 
Kirchengesetze der Evangelischen Kirche 
der Union und der Evangelischen Kirche in 
Deutschland." 

b) Die Absätze 3, 4, 5, 6, 7 und 8 werden 
die Absätze 2, 3, 4, 5, 6 und 7. 

c) Im neuen Absatz 2 wird das Wort „be­
schließt" durch das Wort „entscheidet" er­
setzt. 

d) Der neue Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Sie beschließt die Haushaltspläne für 
die landeskirchlichen Kassen und erteilt 
Entlastungen für die Rechnungen der Lan­
deskirche." 

e) Im neuen Absatz 4 wird das Wort „Ver­
mögensverwaltung" durch die Worte „Ver­
mögens- und Finanzverwaltung" ersetzt. 

f) Der neue Absatz 5 erhält folgende Fas­
sung: 
,,(5) Sie legt die landeskirchliche Umlage 
fest." 

127. Artikel 116 wird neu gefaßt: 

„Artikel 116 

Der Regelung durch Kirchengesetz bleiben 
vorbehalten: 
a) Die Ausbildung der Pfarrerinnen und 

Pfarrer; 
b) das Dienst-, Besoldungs- und Versorgungs­

recht der Pfarrerinnen und Pfarrer, 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten; 

c) das Lehrbeanstandungsverfahren; 
d) die Ordnung des Gottesdienstes; 
e) die Ordnung des kirchlichen Lebens; 
f) die Ordnung der Visitation; 
g) die Festsetzung kirchlicher Feiertage; 
h) das kirchliche Abgabenrecht sowie das 

Recht des kirchlichen Finanzausgleichs." 
128. In Artikel 117 werden vor den Worten „den 

Präses" die Worte „die Präses oder" ein­
gefügt. 

129. Artikel 118 wird neu gefaßt: 
,,Die Landessynode pflegt besonders die Ver­
bindung mit der Evangelischen Kirche im 
Rheinland." 

130. Artikel 119 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Buchstabe a) werden vor den 

Worten „der Präses" die Worte „die Präses 
oder" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Buchstabe b) werden vor dem 
Wort „Superintendenten" die Worte 
,,Superintendentinnen und" eingefügt. 

c) In Absatz 2 Buchstabe d) wird das Wort 
„Theologieprofessoren" durch die Worte 
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„Professorinnen und Professoren der 
Evangelischen Theologie" ersetzt. 

d) In Absatz 3 wird das Wort „Synode" durch 
das Wort „Landessynode" ersetzt. 

131. Artikel 120 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 

,,Jeder Kirchenkreis entsendet einen Pfar­
rer oder Pfarrstellenverwalter" durch die 
Worte „Kirchenkreise entsenden jeweils 
eine Pfarrerin oder einen Pfarrer" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte 
,,einen weiteren Pfarrer oder Pfarrstellen­
verwalter" durch die Worte „eine weitere 
Pfarrerin oder einen weiteren Pfarrer" er­
setzt. 

c) In Absatz 1 Satz 4 werden die Worte 
„Männern und Frauen" durch die Worte 
,,Frauen und Männern" ersetzt. 

d) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,Die Abgeordneten werden von der Kreis­
synode gewählt. Für die Abgeordneten ist 
jeweils die erste und zweite Stellvertretung 
zu bestimmen. Sind Abgeordnete und 
beide stellvertretenden Abgeordneten ver­
hindert, können mit Zustimmung des Lan­
deskirchenamtes auch die stellvertretenden 
Abgeordneten anderer Abgeordneter ent­
sandt werden. Die stellvertretenden Ab­
geordneten treten auch dann ein, wenn Ab­
geordnete ausgeschieden sind und die 
Kreissynode vor der Tagung der Landes­
synode eine Ersatzwahl nicht mehr vor­
nehmen konnte." 

132. Artikel 120a wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 wird das Wort „je" durch die 

Worte „jeweils eine Professorin oder" er­
setzt. 

b) In Satz 2 werden das Wort „das" durch 
das Wort „jedes" und das Wort „Stellver­
treter" durch die Worte „stellvertretendes 
Mitglied" ersetzt. 

133. Artikel 121 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort 

,,Kirchenmusikern" die Worte „Kirchen­
musikerinnen und" eingefügt und das Wort 
„Verwaltungsmitarbeitern" durch das 
Wort „Verwaltungskräften" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Stell­
vertreter" durch die Worte „stellver­
tretendes Mitglied" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Männern 
und Frauen" durch die Worte „Frauen und 
Männern" ersetzt. 

134. Artikel 122 wird wie folgt geändert: 
a) Die Absätze 1 und 2 werden neu gefaßt: 

,,(1) Die Mitglieder der Landessynode 
müssen Gemeindeglieder in der Evange­
lischen Kirche von Westfalen sein. Die 
nichtordinierten Mitglieder müssen die Be­
fähigung zum Amt einer Presbyterin oder 
eines Presbyters haben. 
,,(2) Verlieren Abgeordnete die Gemein­
degliedschaft in dem Kirchenkreis, der sie 

entsandt hat, oder verlieren sie die Befähi­
gung zum Amt einer Presbyterin oder eines 
Presbyters, endet ihre Mitgliedschaft in der 
Landessynode. Das gleiche gilt, wenn Ab­
geordnete ihre Pfarrstelle verlieren, ohne 
daß ihnen eine andere Pfarrstelle des Kir­
chenkreises oder seiner Kirchengemeinden 
übertragen wird." 

b) Die bisherigen Absätze 2, 3 und 4 werden 
die Absätze 3, 4 und 5. 

c) Im neuen Absatz 3 wird das Wort „so" ge­
strichen. 

d) Im neuen Absatz 4 werden die Worte „als 
haupt- oder nebenberuflicher Mitarbeiter" 
durch die Worte „aufgrund seiner haupt­
oder nebenberuflichen Mitarbeit in der 
Kirche" ersetzt; das Wort „so" wird ge­
strichen. 

e) Im neuen Absatz 5 Satz 1 werden das 
Wort „so" gestrichen und die Worte „dem 
Präses" durch die Worte „der Kirchen­
leitung" ersetzt. 

f) Im neuen Absatz 5 Satz 2 wird das Wort 
,,Eingang" durch das Wort „Zugang" er­
setzt. 

135. Artikel 123 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender 

Satz 2 angefügt: 
„Sie wird auf Beschluß der Kirchenleitung 
von der Präses oder dem Präses ein­
berufen." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 
136. Artikel 124 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeinden" 
durch das Wort „Kirchengemeinden" er­
setzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Synode" 
durch das Wort „Landessynode" ersetzt 
und das Wort „öffentlichen" gestrichen. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Gottes 
Wort" durch das Wort „Schriftlesung" und 
das Wort „beschlossen" durch das Wort 
,,geschlossen" ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden das Wort 
,,Synode" durch das Wort „Landessynode" 
ersetzt und vor den Worten „dem Präses" 
die Worte „der Präses oder" eingefügt. 

e) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Er" 
durch die Worte „Die Präses oder der 
Präses" ersetzt. 

f) Absatz 5 wird neu gefaßt: 
,,(5) Wenn die Beratung oder Beschlußfas­
sung die Kirchenleitung als solche betrifft, 
beauftragt die Präses oder der Präses eine 
Superintendentin oder einen Superinten­
denten, die oder der nicht zur Kirchen­
leitung gehört, mit der Leitung der Lan­
dessynode. Die Beauftragung erfolgt nach 
dem Dienstalter." 

137. Artikel 125 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 2 wird neu gefaßt: 

,,Sie werden gefragt:" 
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b) In Absatz 2 wird das Wort „Synode" 
durch das Wort „Landessynode" ersetzt. 

138. Artikel 126 Satz 1 wird neu gefaßt: 

,,Der Landessynode wird bei jeder ordent­
lichen Tagung durch die Präses oder den 
Präses über die Tätigkeit der Kirchenleitung 
sowie über die für die Kirche bedeutsamen 
Ereignisse berichtet." 

139. Artikel 127 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort 
,,Schriftführer" die Worte „Schriftfüh­
rerinnen und" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden das Wort „Synode" 
durch das Wort „Landessynode" sowie das 
Wort „zugesandt" durch das Wort „zuge­
leitet" ersetzt. 

140. In Artikel 128 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 
wird jeweils das Wort „Synode" durch das 
Wort „Landessynode" ersetzt. 

141. Artikel 130 Satz 2 wird neu gefaßt: 

„Ist sie nicht beschlußfähig, kann sie erneut 
mit der gleichen Tagesordnung und dem Hin­
weis darauf einberufen werden, daß die neu 
einberufene Landessynode in jedem Fall be­
schlußfähig ist." 

142. Artikel 131 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der 
Abstimmung" durch das Wort „Abstim­
mungen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden vor dem Wort 
,,Stimmenthaltungen" die Worte „Ungül­
tige Stimmen und" eingefügt. 

c) Die bisherigen Absätze 3, 4 und 5 werden 
gestrichen. 

d) Absatz 3 wird neu gefaßt: 

,,(3) Bei Wahlen ist gewählt, wer die 
meisten Stimmen erhält, soweit nicht, wie 
bei Wahlen zur Kirchenleitung, etwas 
anderes gesetzlich bestimmt ist. Bei Stim­
mengleichheit entscheidet das Los. Die 
Wahl erfolgt schriftlich, wenn ein Mitglied 
es verlangt. Bei Wahlen nehmen auch die 
zur Wahl stehenden Mitglieder an der Ab­
stimmung teil." 

143. Nach Artikel 131 wird ein neuer Artikel 131a 
eingefügt: 

„Artikel 131a 

Wer an dem Gegenstand der Beschlußfassung 
persönlich beteiligt ist, hat sich vor der Bera­
tung und Beschlußfassung zu entfernen, muß 
aber auf eigenes Verlangen vorher gehört 
werden. Die Beachtung dieser Vorschrift ist 
in der Verhandlungsniederschrift festzustel­
len." 

144. Artikel 132 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „auf 
der Synode" und das Wort „so" gestrichen; 
es werden das Wort „Synode" durch das 
Wort „Landessynode" und die Worte 
„Mitglieder der Synode" durch das Wort 
,,Synodalen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden das Wort „so" 
gestrichen und das Wort „Synode" durch 
das Wort „Landessynode" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden das Wort „Synode" 
durch das Wort „Landessynode" ersetzt 
und das Wort „so" gestrichen. 

145. In Artikel 133 Absatz 3 Satz 2 wird das 
Wort „Blattes" durch die Worte „Kirchlichen 
Amtsblattes" ersetzt. 

146. Artikel 135 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Vorsit­

zende" durch das Wort „Vorsitz" ersetzt. 
b) Absatz 1 Sätze 2 und 3 werden als neuer 

Satz 2 wie folgt gefaßt: 
„In diese Ausschüsse sollen Pfarrerinnen 
und Pfarrer, Professorinnen und Profes­
soren der evangelischen Theologie und an­
dere sachkundige Gemeindeglieder, die die 
Befähigung zum Amt einer Presbyterin 
oder eines Presbyters haben, berufen 
werden." 

c) Absatz 1 Sätze 4 und 5 werden die 
Sätze 3 und 4. 

d) Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) Zur Vorbereitung von Wahlen nach 
Artikel 11 7 bildet die Landessynode einen 
Ständigen Nominierungsausschuß." 

147. Artikel 137 Absätze 1 und 2 werden neu ge­
faßt: 
,,(1) Die Landeskirche wird im Auftrag der 
Landessynode von der Kirchenleitung ge­
leitet. Die Kirchenleitung ist einschließlich 
der kirchlichen Aufsicht in allen Fällen zu­
ständig, in denen nichts anderes vorgeschrie­
ben ist. Die Landessynode hat das Recht, die 
Entscheidungen und Maßnahmen der Kir­
chenleitung zu überprüfen. 
(2) Demgemäß hat die Kirchenleitung vor 
allem folgende Aufgaben: 
a) Sie wacht darüber, daß das Evangelium 

rein und lauter verkündigt wird und die 
Sakramente recht verwaltet werden; 

b) sie achtet darauf, daß der Bekenntnisstand 
der Kirchengemeinden gewahrt wird; 

c) sie führt die Beschlüsse der Landessynode 
aus und erläßt die Ausführungsbestim­
mungen für die von der Landessynode be­
schlossenen Kirchengesetze; 

d) sie überwacht die Einhaltung und Durch­
führung der Kirchenordnung, der Gesetze 
und sonstigen Ordnungen der Kirche; 

e) sie übt die Aufsicht über die kirchlichen 
Körperschaften sowie die Dienstaufsicht 
über die kirchlichen Amtsträgerinnen und 
Amtsträger aus; 

f) sie ist darauf bedacht, daß die missiona­
rische und diakonische Verantwortung in 
allen Bereichen der Kirche lebendig und 
wirksam wird; 

g) sie fördert die Diakonie und Weltmission; 
h) sie sorgt dafür, daß der Auftrag der Kirche 

in der Öffentlichkeit erfüllt wird und setzt 
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sich mit Wort und Tat für soziale Gerech­
tigkeit ein; 

i) sie nimmt die Rechte und Pflichten der 
Kirche gegenüber den öffentlichen und den 
privaten Schulen wahr; 

j) sie genehmigt die Lehrbücher für den 
Kirchlichen Unterricht sowie für den evan­
gelischen Religionsunterricht in den Schu­
len; 

k) sie trägt die Verantwortung für die Ausbil­
dung der Theologinnen und Theologen, für 
die theologischen Prüfungen und für die 
Ordination; 

1) sie bestätigt die Wahlen der Superinten­
dentinnen und Superintendenten, Asses­
sorinnen und Assessoren sowie deren Stell­
vertreterinnen und Stellvertreter; 

m) sie ernennt die Mitglieder des Landeskir­
chenamtes; 

n) sie leitet die Vermögens- und Finanzver­
waltung der Kirche; 

o) sie vertritt die Evangelische Kirche von 
Westfalen im Rechtsverkehr." 

148. Artikel 138 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden das Wort „Gemein­

den" durch das Wort „Kirchengemeinden" 
sowie das Wort „und" durch die Worte 
„sowie an" ersetzt und vor dem Wort 
„Amtsträger" die Worte „Amtsträgerinnen 
und" eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Sie" durch die 
,,Die Kirchenleitung" und das Wort „Ge­
meinden" durch das Wort „Kirchen­
gemeinden" ersetzt. 

149. Artikel 139 wird neu gefaßt: 

„Artikel 139 

(1) Die Kirchenleitung kann in dringenden 
Fällen gesetzesvertretende Verordnungen er­
lassen. Diese sind nur zulässig, wenn die Ein­
berufung der Landessynode nicht möglich ist 
oder wenn der Gegenstand ihre Einberufung 
nicht rechtfertigt. Gesetzesvertretende Ver­
ordnungen sind im Kirchlichen Amtsblatt zu 
verkünden. Soweit nichts anderes bestimmt 
ist, treten sie mit der Verkündung in Kraft. 
(2) Gesetzesvertretende Verordnungen sind 
der Landessynode bei ihrer nächsten Tagung 
zur Bestätigung vorzulegen. Wird die Bestäti­
gung versagt, sind sie von der Kirchenleitung 
durch Beschluß aufzuheben. Der Beschluß ist 
im Kirchlichen Amtsblatt zu verkünden. So­
weit nichts anderes bestimmt ist, tritt die ge­
setzesvertretende Verordnung mit der Ver­
kündung des Beschlusses außer Kraft. 
(3) Durch gesetzesvertretende Verordnung 
können Bestimmungen der Kirchenordnung 
nicht geändert werden." 

150. Artikel 140 wird neu gefaßt: 

„Artikel 140 

Urkunden, durch die für die Landeskirche 
rechtsverbindliche Erklärungen abgegeben 

werden, sind von zwei Mitgliedern der Kir­
chenleitung zu unterzeichnen und mit dem 
Siegel der Landeskirche zu versehen. Da­
durch wird Dritten gegenüber die Gesetz­
mäßigkeit der Beschlußfassung festgestellt. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Geschäfte 
der laufenden Verwaltung." 

151. Artikel 141 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird neu gefaßt: 

,,(1) Mitglieder der Kirchenleitung im 
Hauptamt sind 
a) die Präses oder der Präses, 
b) die theologische Vizepräsidentin oder 

der theologische Vizepräsident des Lan­
deskirchenamtes als Stellvertreterin 
oder Stellvertreter der Präses oder des 
Präses, 

c) drei weitere ordinierte Mitglieder, 
d) die juristische Vizepräsidentin oder der 

juristische Vizepräsident des Landes­
kirchenamtes, 

e) ein weiteres rechtskundiges Mitglied als 
Stellvertreterin oder Stellvertreter der 
juristischen Vizepräsidentin oder des 
juristischen Vizepräsidenten." 

b) In Absatz 2 Buchstabe a) werden das Wort 
,,Theologen" durch das Wort „Mitglieder" 
und in Absatz 2 Buchstabe b) das Wort 
„Presbyteramt" durch die Worte „Amt 
einer Presbyterin oder eines Presbyters" 
ersetzt. 

152. Artikel 142 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte 

„Männern und Frauen" durch die Worte 
,,Frauen und Männern" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Über die Mitglieder der Kirchen­
leitung ist einzeln abzustimmen. Gewählt 
ist, wer die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erhält. Ungültige Stimmen und 
Stimmenthaltungen werden hierbei nicht 
mitgerechnet. Erhält bei mehr als zwei 
Vorschlägen niemand die erforderliche 
Mehrheit, werden die beiden Vorgeschla­
genen, die die meisten Stimmen erhalten 
haben, zur engeren Wahl gestellt. Die 
Präses oder der Präses bedarf zur Wahl der 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der 
Landessynode." 

c) In Absatz 4 werden die Worte „ihrer 
Nachfolger" durch die Worte „der neu­
gewählten Mitglieder" ersetzt. 

153. Artikel 144 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Worten 

,,der Präses" die Worte „die Präses oder" 
eingefügt; das Wort „seiner" wird durch 
das Wort „der" ersetzt und das Wort „so" 
gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 
c) Absatz 3 wird Absatz 2 mit der Maßgabe, 

daß das Wort „seiner" durch das Wort 
„der" ersetzt wird; das Wort „so" und die 
Worte „des Ausgeschiedenen" werden ge­
strichen. 
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154. Artikel 145 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird neu gefaßt: 

,,(1) Die Kirchenleitung ist beschlußfähig, 
wenn auf ordnungsgemäße Einladung 
mehr als die Hälfte ihres verfassungsmäßi­
gen Mitgliederbestandes anwesend ist, dar­
unter mindestens drei Mitglieder nach Ar­
tikel 141 Absatz 2 Buchstabe b." 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „der 
Abstimmung" durch das Wort „Abstim­
mungen" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden vor dem Wort 
,,Stimmenthaltungen" die Worte „Ungül­
tige Stimmen und" eingefügt. 

d) Absatz 4 wird gestrichen. 

e) Absatz 5 wird Absatz 4 und wird neu ge­
faßt: 
,,(4) Bei Wahlen ist gewählt, wer die mei­
sten Stimmen erhält, soweit nichts anderes 
gesetzlich bestimmt ist. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das Los. Die Wahl 
erfolgt schriftlich, wenn ein Mitglied es 
verlangt. Bei Wahlen nehmen auch die zur 
Wahl stehenden Mitglieder an der Abstim­
mung teil." 

155. Nach Artikel 145 wird ein neuer Artikel 145a 
eingefügt: 

„Artikel 145a 

Wer an dem Gegenstand einer Beschlußfas­
sung persönlich beteiligt ist, hat sich vor der 
Beratung und Beschlußfassung zu entfernen, 
muß aber auf eigenes Verlangen vorher 
gehört werden. Die Beachtung dieser Vor­
schrift ist in der Verhandlungsniederschrift 
festzustellen." 

156. Der bisherige Artikel 147 wird Artikel 146 
mit der Maßgabe, daß Satz 2 wie folgt neu ge­
faßt wird: 

,,Von ihnen wird die Anerkennung der Theo­
logischen Erklärung der Bekenntnissynode 
der Deutschen Evangelischen Kirche von 
Barmen als einer kirchlich verbindlichen Be­
zeugung des Evangeliums gefordert." 

157. Der bisherige Artikel 146 wird Artikel 147 
mit der Maßgabe, daß in Absatz 1 die Worte 
,,Diener am Wort" durch das Wort „Ordi­
nierte" ersetzt werden. 

158. Die Überschrift „III. Der Präses" vor dem 
Artikel 148 wird durch die Überschrift „III. 
Das Amt der Präses oder des Präses" ersetzt. 

159. Artikel 148 wird neu gefaßt: 

„Artikel 148 

(1) Der Präses oder dem Präses ist das Hir­
tenamt an den Gemeinden, insbesondere an 
den Amtsträgerinnen und Amtsträgern der 
Evangelischen Kirche von Westfalen, anver­
traut. Das Amt wird in Verantwortung vor 
dem Herrn der Kirche geführt. 

Die Präses oder der Präses führt den Vorsitz 
der Landessynode, der Kirchenleitung und 
des Landeskirchenamtes. 

Der Dienst der Leitung wird in gemeinsamer 
Verantwortung mit den Mitgliedern der Kir­
chenleitung und des Landeskirchenamtes 
ausgeübt. 
Die vornehmste Aufgabe der Präses oder des 
Präses ist der Dienst der Verkündigung und 
der Seelsorge. Sie oder er besucht die Ge­
meinden, insbesondere die ordinierten Amts­
trägerinnen und Amtsträger, um ihnen mit 
Beratung, Mahnung und Tröstung zu dienen. 

Die Präses oder der Präses trägt die beson­
dere Verantwortung für die Ausbildung der 
Theologinnen und Theologen und die Zu­
rüstung der Pfarrerinnen und Pfarrer. Sie 
oder er hat das Recht zur Durchführung der 
Ordination. 
Die Präses oder der Präses hat das Recht, in 
allen Kirchengemeinden den Dienst an Wort 
und Sakrament auszurichten. 
Die Präses oder der Präses führt die Superin­
tendentinnen und Superintendenten in ihr 
Amt ein und versammelt sie regelmäßig zu 
gemeinsamer Beratung. Sie oder er weiht 
Kirchen und andere gottesdienstliche Stätten 
ein. 
Die Präses oder der Präses vertritt die Evan­
gelische Kirche von Westfalen innerhalb der 
Evangelischen Kirche der Union, der Evange­
lischen Kirche in Deutschland, der Ökumene 
und in der Öffentlichkeit. 
(2) Die Präses oder der Präses wird durch die 
theologische Vizepräsidentin oder den theo­
logischen Vizepräsidenten, bei deren oder 
dessen Verhinderung durch ein Mitglied der 
Kirchenleitung oder des Landeskirchenamtes 
vertreten." 

160. Artikel 149 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „brü­

derlicher" durch das Wort „geschwi­
sterlicher" ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 
c) Absatz 4 wird neu gefaßt: 

,,(4) Die Kirchenleitung regelt das Nähere 
durch Verordnung." 

161. Artikel 150 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Buchstabe a) werden vor den 

Worten „der Präses" die Worte „die Präses 
oder" sowie vor dem Wort „hauptamt­
lichen" das Wort „übrigen" eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird der Buchstabe „b" durch 
,,Buchstabe b" ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte 
„Männern und Frauen" durch die Worte 
,,Frauen und Männern" ersetzt. 

d) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Die Präses oder der Präses führt den 
Vorsitz des Landeskirchenamtes. Sie oder 
er wird durch die theologische Vizeprä­
sidentin oder den theologischen Vizepräsi­
denten, bei deren oder dessen Verhinde­
rung durch die juristische Vizepräsidentin 
oder den juristischen Vizepräsidenten ver­
treten." 
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162. Artikel 151 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden die Worte „und die Ver­

waltungskammer" durch die Worte „die 
Verwaltungskammer und die Schlich­
tungsstelle" ersetzt; nach dem Wort „Dis­
ziplinarkammer" wird ein Komma einge­
fügt. 

b) Die Sätze 1 und 2 werden zu Absatz 1. 

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
,,(2) Das Nähere wird durch Kirchengesetz 
geregelt." 

163. Artikel 152 wird aufgehoben. 
164. Artikel 153 wird aufgehoben. 
165. Artikel 154 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Kirchen­
gemeinde" durch das Wort „Kirchenge­
meinden" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) Die Kirchenleitung regelt die Vermö­
gens- und Finanzverwaltung durch Ver­
ordnung." 

166. Artikel 155 wird wie folgt geändert: 
a) Die Absatzbezeichnung ,,(l)" sowie Ab­

satz 2 werden gestrichen. 
b) In Satz 1 wird das Wort „so" gestrichen. 
c) In Satz 2 wird das Wort „Gemeinden" 

durch das Wort „Kirchengemeinden" er­
setzt. 

167. Artikel 156 wird neu gefaßt: 

„Artikel 156 

Beschlüsse der Leitungsorgane der kirch­
lichen Körperschaften, die deren Befugnisse 
überschreiten oder das in der Kirche geltende 
Recht verletzen, sind von der Kirchenleitung 
außer Kraft zu setzen. Die Vorsitzende oder 
der Vorsitzende des Leitungsorgans, das 
einen solchen Beschluß gefaßt hat, ist ver­
pflichtet, die Ausführungen des Beschlusses 
auszusetzen und ihn der Kirchenleitung zur 
Entscheidung vorzulegen." 

168. In Artikel 157 Absatz 1 wird das Wort „so" 
gestrichen. 

169. In Artikel 160 Satz 2 wird das Wort „Einzel­
gemeinden" durch die Worte „einzelne Kir­
chengemeinde" ersetzt. 

170. In Artikel 161 wird das Wort „Gemeinden" 
durch das Wort „Kirchengemeinden" ersetzt. 

171. Artikel 163 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 wird das Wort „Gemeinde" 

durch das Wort „Kirchengemeinde" ersetzt. 
b) In Absatz 3 wird das Wort „Gemeinde" 

durch das Wort „Kirchengemeinde" er­
setzt; vor dem Wort „Diener" werden die 
Worte „Dienerinnen und" eingefügt. 

172. Artikel 164 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 4 werden vor den Worten 

,,der Präses" die Worte „die Präses oder" 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „durch Pres­
byter" gestrichen. 

c) Absatz 4 Satz 1 wird neu gefaßt: 
,,In den Abkündigungen werden der Ge­
meinde Taufen, Trauungen, Bestattungen 
von Gemeindegliedern und andere wichti­
ge Mitteilungen bekanntgegeben." 

d) In Absatz 4 Satz 2 werden das Wort 
,,Brautpaare" durch das Wort „Ehe­
schließenden" und das Wort „Entschlafe­
nen" durch das Wort „Verstorbenen" er­
setzt. 

173. Artikel 165 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeinde" 

durch das Wort „Kirchengemeinde" er­
setzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „der Ge­
meinde" gestrichen. 

174. Artikel 166 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeinde" 

durch das Wort „Kirchengemeinde" er­
setzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Gemein­
de" durch das Wort „Kirchengemeinde" 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „solche" durch 
das Wort „die" ersetzt. 

175. Artikel 167 Absatz 1 Satz 2 wird neu gefaßt: 
,,Wird die Nutzung für andere kirchliche Ver­
anstaltungen beantragt, entscheidet das Pres­
byterium im Benehmen mit der Superinten­
dentin oder dem Superintendenten." 

176. In Artikel 168 Absatz 3 werden die Worte 
,,Die Gemeinde" durch die Worte „Das Pres­
byterium" ersetzt. 

177. In Artikel 170 Satz 2 wird das Wort „Ge­
meinde" durch das Wort „Kirchengemeinde" 
ersetzt. 

178. Artikel 171 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Diener" 

die Worte „Dienerinnen und" eingefügt. 
b) Absatz 2 Satz 1 wird neu gefaßt: 

„Sofern Ordinierte nicht zur Verfügung 
stehen, sind nichtordinierte Amtsträgerin­
nen und Amtsträger der Kirche durch die 
Superintendentin oder den Superintenden­
ten mit diesem Dienst zu beauftragen." 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „so" ge­
strichen. 

d) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Bei drohender Lebensgefahr dürfen 
alle Christinnen und Christen die heilige 
Taufe vollziehen und alle zum Abendmahl 
zugelassenen Gemeindeglieder das heilige 
Abendmahl reichen. Die vollzogene Hand­
lung ist der zuständigen Pfarrerin oder 
dem zuständigen Pfarrer umgehend zu 
melden." 

179. In Artikel 173 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
,,Gemeinde" durch das Wort „Kirchenge­
meinde" ersetzt. 

180. Artikel 174 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „bei 

dem Pfarrer" gestrichen. 
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b) In Absatz 2 Satz 2 werden vor den Worten 
„der Pfarrer" die Worte „die Pfarrerin 
oder" eingefügt. 

181. Artikel 175 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Paten" 
durch die Worte „Personen für das Paten­
amt" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden vor den Worten 
,,eines Paten" die Worte „einer Patin oder" 
eingefügt. 

c) Absatz 2 Sätze 1 und 2 werden neu gefaßt: 

„Mindestens eine Patin oder ein Pate muß 
der evangelischen Kirche angehören und 
zum heiligen Abendmahl zugelassen sein. 
Daneben können in besonderen Fällen 
Glieder einer anderen christlichen Kirche 
als weitere Patinnen und Paten zugelassen 
werden." 

d) Absatz 3 wird neu gefaßt: 

,,(3) Wenn die Eltern nicht in der Lage 
sind, geeignete Personen zu nennen, soll 
die Pfarrerin oder der Pfarrer Gemeinde­
glieder für die Übernahme des Patenamtes 
gewinnen." 

e) In Absatz 4 werden die Worte „die Paten" 
durch das Wort „Personen" ersetzt; vor 
den Worten „dem Pfarrer" werden die 
Worte „der Pfarrerin oder" eingefügt. 

f) Absatz 5 wird neu gefaßt: 

,,(5) Falls eine Patin oder ein Pate bei der 
Taufe nicht persönlich anwesend sein 
kann, muß die Bereitschaft zur Übernahme 
des Patenamtes schriftlich erklärt werden. 
In diesem Falle ist ein anderes Gemein­
deglied als Taufzeugin oder Taufzeuge zu 
bestellen." 

182. Artikel 176 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden neu gefaßt: 

,,(1) Die Taufe ist bei der zuständigen Pfar­
rerin oder dem zuständigen Pfarrer anzu­
melden. 

(2) Die Taufe ist in das Kirchenbuch der 
Kirchengemeinde einzutragen, in der sie 
vorgenommen wurde. Gehört der Täufling 
einer anderen Kirchengemeinde an, ist 
diese zu benachrichtigen." 

b) In Absatz 3 wird das Wort „vollzogene" ge­
strichen. 

183. Artikel 177 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „so" 
gestrichen und vor den Worten „dem zu­
ständigen Pfarrer" die Worte „der zustän­
digen Pfarrerin oder" eingefügt. 

b) Satz 2 wird gestrichen und Satz 3 wird 
Satz 2. 

c) In Absatz 2 wird das Wort „so" gestrichen. 

184. Artikel 178 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden vor dem Wort 
,, Christen" die Worte „ Christinnen und" 
eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 Buchstabe a) wird das 
Wort „Paten" durch die Worte „Personen 
für das Patenamt" ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 Buchstabe b) werden die 
Worte „Evangelische Unterweisung" durch 
die Worte „evangelische Erziehung" er­
setzt. 

d) In Absatz 2 Satz 2 Buchstabe c) werden die 
Worte „von der Evangelischen Unterwei­
sung in der Schule" durch die Worte „vom 
Religionsunterricht" ersetzt. 

e) Absatz 3 wird neu gefaßt: 

,,(3) Wird die Taufe versagt oder eine Patin 
oder ein Pate abgelehnt, können die Be­
troffenen Einspruch bei dem Presbyterium 
erheben. Gegen dessen Entscheidung ist 
Beschwerde bei der Superintendentin oder 
dem Superintendenten möglich. Die Ent­
scheidung über die Beschwerde ist endgül­
tig." 

185. In Artikel 180 Absatz 2 wird das Wort „Ge­
meinde" durch das Wort „Kirchengemeinde" 
ersetzt. 

186. In Artikel 182 Absatz 2 wird die Absatzbe­
zeichnung ,,(1)" gestrichen. 

187. Artikel 183 Absatz 2 wird neu gefaßt: 

,,(2) Alle Gemeindeglieder tragen füreinander 
seelsorgliche Verantwortung; insbesondere 
sollen die Pfarrerinnen und Pfarrer, Pres­
byterinnen und Presbyter und alle anderen 
zum Dienst in der Gemeinde Berufenen sich 
der Gemeindeglieder und der nicht zur 
Kirche Gehörenden mit tröstendem und mah­
nendem Wort annehmen und ihnen weiter­
helfen." 

188. Artikel 184 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 1 wird nach den Worten 

,,wird dem" das Wort „Menschen" einge­
fügt; das Komma nach dem Wort „ be­
kennt" wird gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach den Worten 
,,wird dem" das Wort „Menschen" einge­
fügt. 

c) Absatz 3 Satz 3 wird neu gefaßt: 

,,Einen Zwang zur Beichte gibt es nicht." 
d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „ordi­

nierten Diener am Wort" durch das Wort 
,, Ordinierten" ersetzt. 

e) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „ordi­
nierten Diener am Wort" durch das Wort 
,,Ordinierten" und das Wort „unbedingt" 
durch das Wort „unverbrüchlich" ersetzt. 

f) In Absatz 5 Satz 2 werden vor dem Wort 
„Amtsträger" die Worte „Amtsträgerinnen 
und" eingefügt; das Wort „gehalten" wird 
durch das Wort „verpflichtet" ersetzt und 
vor den Worten „über das" wird ein Kom­
ma gesetzt. 

189. Artikel 185 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „brü­
derlicher Zucht" durch die Worte „der 
kirchlichen Zucht" ersetzt. 
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b) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „Die 
brüderliche Zucht" durch das Wort „Sie" 
ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden vor den Worten 
„den Pfarrer" die Worte „die Pfarrerin 
oder" eingefügt und das Wort „vermahnt" 
durch das Wort „ermahnt" ersetzt. 

d) Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden neu gefaßt: 
„Bleibt diese Ermahnung sowie eine 
weitere durch die Pfarrerin oder den Pfar­
rer und zwei gewählte Mitglieder des Pres­
byteriums fruchtlos, kann durch Beschluß 
des Presbyteriums ein Ausschluß vom hei­
ligen Abendmahl erfolgen. Mit dem Aus­
schluß vom heiligen Abendmahl gehen die 
mit der Zulassung zum heiligen Abend­
mahl verbundenen kirchlichen Rechte ver­
loren." 

e) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „so" 
gestrichen und die Worte „der Betroffene" 
durch die Worte „das Gemeindeglied" er­
setzt. 

f) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „er" 
durch das Wort „es" ersetzt. 

g) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Dieser" 
durch das Wort „Er" ersetzt. 

h) In Absatz 5 Satz 2 werden das Wort „Kir­
chenzucht" durch die Worte „kirchlicher 
Zucht" ersetzt und das Wort „so" gestri­
chen. 

190. Artikel 186 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 4 werden die Worte „Kindergärten 

und Kinderhorte" durch die Worte „Ta­
geseinrichtungen für Kinder" ersetzt. 

b) In Satz 5 wird die Zahl „6." durch das 
Wort „sechsten" ersetzt. 

191. Artikel 187 Absatz 2 wird das Wort „Lehrer" 
durch das Wort „Lehrkräfte" ersetzt. 

192. Artikel 189 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden vor den Worten „dem zu­

ständigen Pfarrer" die Worte „der zustän­
digen Pfarrerin oder" eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „vom Pfarrer" 
durch die Worte „von einer Pfarrerin oder 
einem Pfarrer" ersetzt. 

193. Artikel 190 wird neu gefaßt: 

„Artikel 190 

(1) Jedes Kind wird in der Kirchengemeinde 
unterrichtet und konfirmiert, der es angehört. 
Artikel 26 gilt entsprechend. 
(2) Die Eltern sollen ihre Kinder zum Unter­
richt persönlich bei der zuständigen Pfarrerin 
oder dem zuständigen Pfarrer anmelden. 
Wurde das Kind in einer anderen Kirchenge­
meinde getauft, ist eine Bescheinigung über 
die Taufe vorzulegen. 
(3) Wechselt die Gemeindegliedschaft wäh­
rend der Unterrichtszeit, ist der nunmehr zu­
ständigen Pfarrerin oder dem nunmehr zu­
ständigen Pfarrer eine Bescheinigung über 
die bisherige Teilnahme am Unterricht vor­
zulegen." 

194. Artikel 191 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Evan­
gelischen" durch das Wort „evangelischen" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „der 
Unterrichtszeit" durch die Worte „des Un­
terrichtszeitraums" ersetzt. 

195. Artikel 192 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort 
,,Konfirmanden" die Worte „Konfirmand­
innen und" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden vor den Worten 
,,und Paten" die Worte „sowie Patinnen" 
eingefügt. 

196. Artikel 193 Absatz 2 wird neu gefaßt: 

,,(2) Gegen die Zurückstellung ist Beschwerde 
bei der Superintendentin oder dem Super­
intendenten zulässig. Die Entscheidung über 
die Beschwerde ist endgültig." 

197. In Artikel 194 Absatz 2 wird das Wort „Pres­
bytern" durch die Worte „gewählten Mitglie­
dern des Presbyteriums" ersetzt. 

198. Artikel 195 Sätze 3, 4 und 5 werden als 
Sätze 3 und 4 neu gefaßt: 

„Für ihren Lebensweg empfangen sie ein 
Wort der Heiligen Schrift. Sie werden zum 
heiligen Abendmahl zugelassen und erhalten 
das Recht, Patin oder Pate zu werden." 

199. Artikel 196 Absatz 2 wird neu gefaßt: 

,,(2) Lehnt das Presbyterium die Konfirma­
tion ab, ist gegen die Entscheidung Be­
schwerde bei der Superintendentin oder dem 
Superintendenten zulässig. Die Entscheidung 
über die Beschwerde ist endgültig." 

200. In Artikel 197 wird das Wort „Gemeinde" 
durch das Wort „Kirchengemeinde" ersetzt. 

201. Artikel 198 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4 werden die Worte „aus­
gebildeter Jugendleiter" durch die Worte 
,,haupt- und nebenberuflicher Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter" ersetzt. 

b) Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden als Sätze 2, 
3 und 4 wie folgt neu gefaßt: 

„Sie ist für die Ausrichtung und Förderung 
der gesamten Jugendarbeit im Gebiet der 
Evangelischen Kirche von Westfalen ver­
antwortlich. Die Jugendkammer steht un­
ter der Leitung der Landesjugendpfarrerin 
oder des Landesjugendpfarrers. Innerhalb 
des Kirchenkreises ist die Kreisjugend­
pfarrerin oder der Kreisjugendpfarrer für 
die Durchführung und Zusammenfassung 
der Jugendarbeit verantwortlich." 

202. Artikel 200 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Worten 
„dem zuständigen Pfarrer" die Worte „der 
zuständigen Pfarrerin oder" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „so" ge­
strichen. 
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c) Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) Zuständig für die Trauung ist die Pfar­
rerin oder der Pfarrer der Kirchengemein­
de, der die Ehefrau oder der Ehemann an­
gehört." 

d) In Absatz 3 wird das Wort „Gemeinde" 
durch das Wort „Kirchengemeinde" er­
setzt. 

203. Artikel 201 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Worte „dem Paar" 

durch die Worte „den Eheleuten" ersetzt. 
b) Absatz 2 wird neu gefaßt: 

,,(2) Versagt die Pfarrerin oder der Pfarrer 
aufgrund des Traugesprächs aus seelsorg­
lichen Gründen die Trauung, können die 
Betroffenen Einspruch bei dem Presbyte­
rium erheben. Gegen dessen Entscheidung 
ist Beschwerde bei der Superintendentin 
oder dem Superintendenten möglich. Die 
Entscheidung über die Beschwerde ist end­
gültig." 

204. Artikel 202 wird neu gefaßt: 

„Artikel 202 

(1) Die Trauung setzt voraus, daß zumindest 
die Ehefrau oder der Ehemann zur evange­
lischen Kirche gehört. Gehört die Ehefrau 
oder der Ehemann der evangelischen Kirche 
an, ohne konfirmiert zu sein, hat vor der 
Trauung eine Unterweisung im evangelischen 
Glauben stattzufinden. Die Konfirmation ist 
anzustreben. 
(2) Die Trauung soll nicht gewährt werden, 
a) wenn die Ehefrau oder der Ehemann kei­

ner christlichen Kirche oder Gemeinschaft 
angehört, 

b) wenn die Ehefrau oder der Ehemann zwar 
der evangelischen Kirche angehört, aber 
nicht konfirmiert ist und eine besondere 
kirchliche Unterweisung ablehnt, 

c) wenn eine Trauung durch eine Pfarrerin 
oder einen Pfarrer einer anderen christ­
lichen Kirche oder durch eine Beauftragte 
oder einen Beauftragten einer anderen Re­
ligionsgemeinschaft vorausgegangen oder 
beabsichtigt ist, 

d) wenn die Ehefrau oder der Ehemann sich 
so verhält, daß das Wort Gottes oder die 
Kirche verächtlich gemacht wird, oder 
wenn die Trauung nach dem Urteil des 
Presbyteriums aus anderen Gründen in der 
Gemeinde Ärgernis erregen würde. 

(3) Wird die Trauung aus einem der hier ge­
nannten Gründe versagt, können die Betrof­
fenen Einspruch bei dem Presbyterium er­
heben. Gegen dessen Entscheidung ist Be­
schwerde bei der Superintendentin oder dem 
Superintendenten möglich. Die Entscheidung 
über die Beschwerde ist endgültig." 

205. Artikel 203 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „den" vor 

dem Wort „Eheleuten" gestrichen; das 
Wort „seelsorgerlichen" wird durch das 

Wort „ seelsorglichen" ersetzt, und vor den 
Worten „des zuständigen Pfarrers" werden 
die Worte „der zuständigen Pfarrerin 
oder" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „hat 
er" durch das Wort „ist" ersetzt. 

c) Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) Wird die Trauung versagt, können die 
Betroffenen Einspruch bei dem Presbyte­
rium erheben. Gegen dessen Entscheidung 
ist Beschwerde bei der Superintendentin 
oder dem Superintendenten möglich. Die 
Entscheidung über die Beschwerde ist end­
gültig." 

206. Artikel 204 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Worte „ein Ehe­

partner" durch die Worte „die Ehefrau 
oder der Ehemann" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „so" gestrichen. 
207. Artikel 206 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„sind" das Wort „nur" eingefügt und nach 
dem Wort „Ausnahmefällen" das Wort 
,,nur" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird neu gefaßt: 
,,(2) An der Trauung sollen mindestens 
zwei Glieder einer christlichen Kirche als 
Zeugin oder Zeuge teilnehmen." 

208. Artikel 209 Satz 2 wird neu gefaßt: 
„Eine musikalische Ausgestaltung der 
Trauerfeier bedarf der vorherigen Zustim­
mung der Pfarrerin oder des Pfarrers." 

209. In Artikel 210 Absatz 1 wird das Wort „Der" 
durch die Worte „Die Pfarrerin oder der" er­
setzt. 

210. Artikel 213 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „so" 

gestrichen und vor den Worten „dem 
Superintendenten" die Worte „der Super­
intendentin oder" eingefügt. 

b) Absatz 1 Satz 2 wird neu gefaßt: 
„Die Entscheidung über die Beschwerde ist 
endgültig." 

c) In Absatz 2 werden vor den Worten „der 
Pfarrer" die Worte „die Pfarrerin oder" 
eingefügt. 

211. Artikel 217 wird neu gefaßt: 

„Artikel 217 
Die Ordination ist durch das Presbyterium 
der Kirchengemeinde, in der die Ordinandin 
oder der Ordinand Dienst tut, durch den Vor­
stand des entsprechenden kirchlichen Werkes 
oder durch die zuständige Superintendentin 
oder den zuständigen Superintendenten beim 
Landeskirchenamt zu beantragen." 

212. Artikel 218 wird neu gefaßt: 

„Artikel 218 

(1) Das Landeskirchenamt fordert die Ordi­
nandin oder den Ordinanden zur schriftlichen 
Äußerung über die persönliche Stellung zu 
Schrift und Bekenntnis auf. 
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(2) Es entscheidet daraufhin über den Antrag 
zur Ordination und ordnet sie an. Es beauf­
tragt mit ihrer Durchführung in der Regel die 
Superintendentin oder den Superintendenten 
des Kirchenkreises, in dem die Ordinandin 
oder der Ordinand tätig ist. Kann die Ordina­
tion mit Rücksicht auf die Bekenntnis­
bindung der Ordinandin oder des Ordinanden 
nicht durch die zuständige Superintendentin 
oder den zuständigen Superintendenten, die 
Assessorin oder den Assessor erfolgen, beauf­
tragt das Landeskirchenamt die Superinten­
dentin oder den Superintendenten eines an­
deren Kirchenkreises, die Ordination dort 
durchzuführen." 

213. Artikel 219 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird neu gefaßt: 

,,(1) Mit der Ordinandin oder dem Ordi­
nanden ist ein Ordinationsgespräch zu 
führen, in dem die Superintendentin oder 
der Superintendent die mit der Ordination 
zu übernehmende Verpflichtung erläutert, 
insbesondere auch auf die Unverbrüchlich­
keit des Beichtgeheimnisses hinweist." 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Der" durch die 
Worte „Die Ordinandin oder der" ersetzt. 

214. Artikel 220 wird neu gefaßt: 

„Artikel 220 
Die Ordination wird durch die Superinten­
dentin oder den Superintendenten in einem 
Gottesdienst nach der Agende vollzogen, wo­
bei die Assessorin oder der Assessor und die 
oder der Scriba des Kirchenkreises oder bei 
deren Verhinderung andere durch die Super­
intendentin oder den Superintendenten be­
auftragte Ordinierte mitwirken." 

215. Artikel 221 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 2 werden die Worte „Der Ordi­

nierte kann" durch die Worte „Ordinierte 
können" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „Entscheidung 
der Kirchenleitung" durch die Worte „das 
Landeskirchenamt" ersetzt. 

216. In Artikel 222 wird das Wort „Gemeinden" 
durch das Wort „Kirchengemeinden" ersetzt. 

217. Artikel 223 wird neu gefaßt: 

„Artikel 223 
Die Visitation hat die Aufgabe, durch Trö­
sten, Ermahnen, Belehren und Prüfen die Ge­
meinden, insbesondere die ordinierten Amts­
trägerinnen und Amtsträger und die übrigen 
zum Dienst an der Kirchengemeinde Berufe­
nen, im Glauben und in der Liebe zu stärken 
und die Gemeinschaft der Kirchengemeinden 
untereinander zu fördern und zu festigen." 

218. Artikel 224 Absätze 1 und 2 werden neu ge­
faßt: 
,,(1) Die regelmäßige Visitation der Kirchen­
gemeinden im Kirchenkreis ist eine der wich­
tigsten Aufgaben der Superintendentin oder 
des Superintendenten. Die Visitation wird ge­
halten unter Beteiligung von Mitgliedern des 
Kreissynodalvorstandes und von Personen, 
die der Kreissynodalvorstand beauftragt. 

(2) In der Kirchengemeinde, in der die Super­
intendentin oder der Superintendent eine 
Pfarrstelle innehat, erfolgt die Visitation 
durch die Assessorin oder den Assessor des 
Kirchenkreises." 

219. Artikel 225 wird neu gefaßt: 

„Artikel 225 
(1) Die Visitatorin oder der Visitator nimmt 
an dem Gottesdienst teil, in dem die Pfarrerin 
oder der Pfarrer der visitierten Kirchenge­
meinde predigt, richtet im Gottesdienst oder 
in einer Gemeindeversammlung eine Anspra­
che an die Gemeinde und besucht einen von 
der Pfarrerin oder dem Pfarrer gehaltenen 
Kindergottesdienst sowie den Kirchlichen 
Unterricht. 
(2) Die Visitatorin oder der Visitator über­
zeugt sich vom Stand der Männer-, Frauen­
und Jugendarbeit sowie der Diakonie in der 
Kirchengemeinde und bringt in einer Sitzung 
des Presbyteriums Fragen des Gemeinde­
lebens und der Amtsführung aller zum Dienst 
in der Gemeinde Berufenen zur Sprache. 
(3) Die Visitatorin oder der Visitator oder 
eine von ihr oder ihm beauftragte Person 
prüft den Zustand der kirchlichen Gebäude, 
der Orgel, der Glocken und der kirchlichen 
Geräte, die Verwaltung des Vermögens, die 
Kirchenbücher und das Archiv der Kirchen­
gemeinde." 

220. Artikel 226 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „been­

digter" durch die Worte „Abschluß der" 
ersetzt und vor den Worten „der Superin­
tendent" die Worte „die Superintendentin 
oder" eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Der" durch die 
Worte „Die Superintendentin oder der" er­
setzt. 

c) Absatz 3 wird neu gefaßt: 
,,(3) Auf Grund dieses Berichtes richtet die 
Präses oder der Präses ein Wort an die Ge­
meinde, das im Gottesdienst zu verlesen 
ist." 

d) In Absatz 4 werden die Worte „eine Visita­
tionsordnung" durch das Wort „Kirchen­
gesetz" ersetzt. 

Artikel 2 
Inkrafttreten, N eunumerierung und 

Bekanntmachung 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1999 in 
Kraft. 
(2) Die Kirchenleitung wird ermächtigt, die Kir­
chenordnung neu durchzunumerieren, offensicht­
liche redaktionelle Unrichtigkeiten zu korrigieren 
und den Text der Neufassung unter Beachtung der 
neuen amtlichen Rechtschreibregeln zu veröffent­
lichen. 

Bielefeld, den 12. November 1998 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L. S.) Sorg Winterhaff 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen - Nr. 8 vom 10. Dezember 1998 233 

Finanzsatzung fü1· den 
Kirchenkreis Bielefeld 

§ 1 
Verteilung der Kirchensteuern 

Die den Kirchengemeinden und dem Kirchenkreis 
nach dem Finanzausgleichsgesetz der EKvW ins­
gesamt zustehenden Kirchensteuern werden beim 
Kirchenkreis in einer Finanzausgleichskasse zu­
sammengefaßt und in einem Sonderhaushalt aus­
gewiesen. Sie werden an die Kirchengemeinden, 
den Kirchenkreis und die Landeskirche unter 
Berücksichtigung der Notwendigkeit, gemeinsame 
Rücklagen und Sonderfonds zu bilden und eine ge­
meinsame Finanzplanung durchzuführen, nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen verteilt. 

§2 
Finanzverteilung an die 

Kirchengemeinden 

(1) Die Kirchengemeinden erhalten aus der 
Finanzausgleichskasse des Kirchenkreises fol­
gende Mittel: 

a) Den Pfarrbesoldungsbedarf 

b) Die Pauschalzuweisung nach Maßgabe der Ge­
meindegliederzahl sowie einen Festbetrag pro 
Pfarrstelle 

Die Höhe der Pauschalzuweisung und der Fest­
betrag pro Pfarrstelle werden von der Kreis­
synode jährlich festgesetzt 

c) Einen Anteil von 80 % des nach Abzug freiwil­
liger Leistungen des örtlichen Jugendamtes ver­
bleibenden Trägeranteils der anerkannten Be­
triebskosten der Tageseinrichtungen für Kinder 
im Rahmen eines von der Kreissynode festgeleg­
ten Gesamtbetrages für die Arbeit der Tagesein­
richtungen für Kinder 

(2) Bei der Verteilung der Kirchensteuern werden 
die eigenen Einnahmen der Kirchengemeinden wie 
folgt berücksichtigt: 

a) angerechnet werden: 

- Erträge aus dem Pfarrvermögen 

- ein Anteil von 80 % der Erträge aus gemein-
deeigenen Liegenschaften; 

b) nicht angerechnet werden: 

- gemeindeeigene Kollekten, Sammlungen und 
Spenden 

- Erträge aus gemeindeeigenem Kapitalvermö­
gen und Rücklagen 

- ein Anteil von 20 % der Erträge aus gemein­
deeigenen Liegenschaften (Dieser Anteil darf 
20 % der Gemeindezuweisung gern. § 2 
Abs. 1 b nicht überschreiten.) 

- Nutzungsentgelte für Benutzung von Kir-
chen- und Gemeinderäumen. 

(3) Aus den den Kirchengemeinden zugewiesenen 
Gesamtmitteln ist ein Betrag für die Unterhaltung 
der gemeindeeigenen Gebäude und Liegenschaften 
(mit Ausnahme der betriebswirtschaftlich genutz-

ten und verwalteten Gebäude und Liegenschaften) 
zu verwenden bzw. einer entsprechenden zweckge­
bundenen Rücklage zuzuführen. 

Der Betrag wird durch die Kreissynode jährlich 
festgelegt. 

(4) Die Kirchengemeinden dürfen ohne Zustim­
mung des Kreissynodalvorstandes keine Verpflich­
tungen eingehen, die nicht von ihrem Haushalts­
plan gedeckt werden. Dies gilt insbesondere für 
die Aufnahme von Darlehen und für die Errich­
tung und Bewertung von Personalstellen. 

(5) Die Kirchengemeinden haben dem Kreissy­
nodalvorstand rechtzeitig alle Vorhaben anzuzei­
gen, die einen außerplanmäßigen Finanzbedarf zur 
Folge haben. Dies gilt insbesondere für die Pla­
nung von Bauvorhaben, größeren Reparaturen und 
für nicht durch Haushaltsmittel der Kirchenge­
meinden gedeckte Anschaffungen. 

(6) Maßnahmen, die einen außerplanmäßigen Fi­
nanzbedarf zur Folge haben, dürfen vor Sicher­
stellung der Finanzierung nicht begonnen werden. 

§3 
Besondere Regelung für die 

Anstaltskirchengemeinde Bethel (Zionsgemeinde) 

(1) Wegen der besonderen Struktur erhält die An­
staltskirchengemeinde Bethel (Zionsgemeinde) fol­
gende Mittel aus der Finanzausgleichskasse: 

a) die Mittel zur Besoldung der Inhaberinnen/In­
haber derjenigen Pfarrstellen, die urkundlich 
als Gemeindepfarrstellen errichtet worden sind, 

b) einen Grundbetrag für jede der unter a) genann­
ten Pfarrstellen nach Maßgabe des jeweiligen 
Beschlusses der Landessynode über die Höhe 
des Grundbetrages je Pfarrstelle, 

c) einen Betrag je Gemeindeglied, anteilig errech­
net aus dem von der Gemeinsamen Kirchen­
steuerstelle nach dem Maßstab der Gemeinde­
gliederzahl des Kirchenkreises zugewiesenen 
Beträge; die für die Anteilsberechnung erforder­
liche Gemeindegliederzahl wird auf Grund der 
amtlichen Unterlagen vom Kreissynodalvor­
stand nach Anhörung der Gemeindevertretung 
der Anstaltskirchengemeinde festgesetzt. 

(2) Die nach Absatz 1 Buchstabe b und c zustehen­
den Mittel vermindern sich um den Betrag, den die 
Zionsgemeinde zur Finanzierung der Finanzzutei­
lung an den Kirchenkreis (§ 4 Absatz 1) aufbrin­
gen muß. 

Dieser Betrag wird durch die Kreissynode festge­
setzt. 
(3) Aus den ihr nach dieser Satzung zustehenden 
Mitteln deckt die Zionsgemeinde ihren eigenen Fi­
nanzbedarf und bildet Rücklagen und Sonder­
fonds für ihren Bereich. 

§4 
Finanzzuteilung an den Kirchenkreis 

(1) Die Mittel für die Aufgaben und Einrichtungen 
des Kirchenkreises sowie für Leistungen des 
Kirchenkreises an andere Träger kirchlicher und 
diakonischer Arbeit werden jährlich durch die 
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Kreissynode mit der Verabschiedung des Haus­
haltsplanes des Kirchenkreises bereitgestellt. 

(2) Der Kirchenkreis ist verpflichtet, eine Rücklage 
für die laufende Bauunterhaltung aller kirchkreis­
eigenen Gebäude zu bilden. Die hierfür erforder­
lichen Mittel sind jährlich im Rahmen der Haus­
haltsbeschlüsse durch die Kreissynode bereitzu­
stellen. 

§5 
Finanzbedarf der Landeskirche 

Die Mittel für die Aufgaben und Einrichtungen 
der Landeskirche werden nach den Beschlüssen 
der Landessynode bereitgestellt. 

§6 
Gemeinsame Rücklagen und Sonderfonds 

(1) Für besondere Aufgaben werden beim Kirchen­
kreis die folgenden gemeinsamen Rücklagen und 
Sonderfonds für die Gemeinden und den Kirchen­
kreis gebildet: 

a) eine Betriebsmittelrücklage, 

b) eine Ausgleichsrücklage, 

c) ein Baufonds, 

d) ein Härtefonds. 

(2) Die Betriebsmittelrücklage ist dazu bestimmt, 
die rechtzeitige Leistung der Ausgaben zu sichern. 

(3) Die Ausgleichsrücklage ist dazu bestimmt, Ein­
nahme-Minderungen (z.B. aufgrund von Kirchen­
steuerausfällen) oder Ausgabe-Erhöhungen (z. B. 
aufgrund neuer rechtlicher Verpflichtungen) im 
laufenden Haushaltsjahr auszugleichen. 

(4) Der Baufonds ist zur Bereitstellung von Zu­
schüssen zur Mitfinanzierung von Neubauten und 
größeren Instandsetzungen an Gebäuden sowie zur 
Finanzierung des Erwerbs von Grundstücken be­
stimmt. 

Die finanziellen Möglichkeiten der Gemeinden 
sind dabei angemessen zu berücksichtigen. 

(5) Der Härtefonds ist für Sonderzuschüsse an die 
Kirchengemeinden in begründeten Einzelfällen 
bestimmt. 

(6) Über den Einsatz von Rücklagen und Leistun­
gen aus den Fonds gemäß Absatz 3 bis 5 entschei­
det der Kreissynodalvorstand nach Anhörung des 
Finanzausschusses. Die Kreissynode ist darüber zu 
informieren. 

§ 7 
Gemeinsame Finanzplanung 

(1) Im Interesse einer gemeinsamen Finanzplanung 
der Kirchengemeinden des Kirchenkreises kann 
der Kreissynodalvorstand 

a) Richtlinien für die gemeinsame Finanzwirt­
schaft im Kirchenkreis festlegen, 

b) einen Bedarfsplan und einen Zeitplan für die 
Durchführung von Neubauten und größeren In­
standsetzungen in den Kirchengemeinden auf­
stellen, 

c) den Kirchengemeinden Richtlinien für die Er­
richtung und Bewertung von Personalstellen ge-

ben sowie die Besetzung von freigewordenen 
Stellen von seiner Freigabeentscheidung abhän­
gig machen. 

(2) Die Finanzplanungen des Kirchenkreises und 
der Gemeinden sind aufeinander abzustimmen. 
Die Gemeinden legen deshalb vor Errichtung und 
Besetzung einer neuen Planstelle oder der Durch­
führung von größeren Baumaßnahmen dem Kreis­
synodalvorstand Umfang und Zusammensetzung 
der voraussichtlichen Folgekosten und die 
Deckungsmöglichkeiten dar. 

§8 
Einspruchsrecht der Kirchengemeinden 

(1) Die Kirchengemeinden können gegen eine nach 
den Bestimmungen dieser Satzung getroffenen 
Entscheidung des Kreissynodalvorstandes Ein­
spruch einlegen. Der Einspruch ist innerhalb eines 
Monats nach dem Eingang der Entscheidung beim 
Vorsitzenden/bei der Vorsitzenden des Kreis­
synodalvorstandes schriftlich einzulegen und zu 
begründen. 
Der Kreissynodalvorstand hat innerhalb von zwei 
Monaten zunächst eine Stellungnahme des Finanz­
ausschusses einzuholen und sodann über den Ein­
spruch zu entscheiden. 

Finanzausschuß und Kreissynodalvorstand haben 
bei ihren Beratungen über den Einspruch Vertre­
ter der betroffenen Kirchengemeinden zu hören. 
(2) Gegen die erneute Entscheidung des Kreis­
synodalvorstandes ist Beschwerde an die Kreissy­
node zulässig. Die Beschwerde hat keine aufschie­
bende Wirkung. Die Kreissynode entscheidet end­
gültig. 

§9 
Informationspflicht der Kirchengemeinden 

Die Kirchengemeinden haben dem Kreissynodal­
vorstand und dem Finanzausschuß auf deren Bitte 
die notwendigen Informationen zu geben und die 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

§ 10 
Durchführung der Verwaltungsaufgaben 

Die Verwaltungsaufgaben, die sich aus den Be­
stimmungen dieser Satzung ergeben, werden 
durch das Kreiskirchenamt wahrgenommen. 

§ 11 
Abweichende Regelungen für einen 

Übergangszeitraum 

Für eine Übergangszeit bis zum Ende des Jahres 
2001 kann die Kreissynode insbesondere im Blick 
auf die Mittelverteilung (§§ 2 und 4) von dieser 
Satzung abweichende Regelungen treffen. 

§ 12 
Genehmigungsvorbehalt, Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am l. Januar 1999 in Kraft. 
Sie bedarf der kirchenaufsichtlichen Genehmi­
gung. 
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(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für den Finanz­
ausgleich im Kirchenkreis Bielefeld vom 20. Juni 
1970 außer Kraft. 

Bielefeld, den 29. 10. 1998 

Der Kreissynodalvorstand 
(L. S.) Hülsenbeck Burg 

Superintendent Synodalassessorin 

Genehmigung 
Die Finanzsatzung des Kirchenkreises Bielefeld 
wird in Verbindung mit dem Beschluß der Kreis­
synode Bielefeld vom 11. September 1998 

kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Bielefeld, den 16. November 1998 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

(L. S.) 
48584/Bielefeld I 

In Vertretung 
Kleingünther 

Satzung für die Diakoniestation am 
Evangelischen Krankenhaus 

Lippstadt 
Präambel 

Diakonie ist eine Wesens- und Lebensäußerung 
der Evangelischen Kirche. Als Einrichtung der 
Diakonie soll die Diakoniestation kranken und 
sterbenden Menschen ohne Ansehen der Person 
pflegerische Betreuung, Hilfe im Haushalt und in 
der Familie, sowie seelsorgerische Hilfe anbieten. 
Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Diako­
niestation bilden eine Dienstgemeinschaft. 

§ l 
Name, Träger, Geschäftsjahr 

1. Die Diakoniestation am Evangelischen Kran­
kenhaus Lippstadt ist eine Einrichtung der 
Evangelischen Kirchengemeinde Lippstadt. Sie 
wird als Sondervermögen im Sinne der Ordnung 
für die Vermögens- und Finanzverwaltung der 
Kirchengemeinden, der Kirchenkreise und der 
Verbände von Kirchengemeinden und Kirchen­
kreisen in der Evangelischen Kirche von West­
falen(§ 21 VwO) geführt. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§2 
Zweck 

1. Die Diakoniestation dient im Rahmen ihrer 
sachlichen und persönlichen Möglichkeiten der 
häuslichen Alten-, Kranken- und Kinderkran­
kenpflege sowie der Familienpflege einschließ­
lich aller sonstigen Tätigkeiten, die für die 
Patienten notwendig sind. Näheres wird durch 
die Vertragsrichtlinien oder Vertragsbedingun­
gen nach dem SGB V und SGB XI geregelt. 

Dabei ist zu beachten, daß kein Patient auf­
grund von Nationalität, Konfession, Rasse, Ge­
schlecht oder Wohnsitz benachteiligt wird. 

2. Die Diakoniestation ist wirtschaftlich zu 
führen. Dem Umweltschutz ist besondere Be­
achtung zu schenken. 

3. Die Diakoniestation darf Nebenbetriebe und 
Einrichtungen unterhalten sowie alle Geschäfte 
führen, die der Einrichtung oder Förderung der 
Diakoniestation dienen. 

4. Die Mitglieder der Geschäftsführung sollen 
einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland angehören. Die übrigen Mitglieder 
sollen einer Kirche evangelischen Bekenntnisses 
oder einer anderen Kirche angehören, die in der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in 
Deutschland e. V. mitarbeitet. In jedem Fall 
sind sie an die diakonische Ausrichtung der 
Diakoniestation gebunden. 

§3 
Gemeinnützigkeit und Zugehörigkeit zum 

Spitzenverband 

1. Die Diakoniestation dient ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken im Sinne der Vorschriften 
des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke" 
der Abgabenordnung. 

2. Die Mittel der Diakoniestation dürfen nur für 
satzungsgemäße Zwecke verwandt werden. Die 
Kirchengemeinde erhält keine Zuwendungen 
aus Mitteln der Diakoniestation. Niemand darf 
durch Ausgaben, die dem Zwecke der Diakonie­
station fremd sind oder durch unverhältnis­
mäßig hohe Vergütungen, begünstigt werden. 

3. Die Diakoniestation ist über die Kirchenge­
meinde dem Diakonischen Werk von Westfalen 
- Landesverband der Inneren Mission e. V. -
und dadurch dem Diakonischen Werk der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland e. V. als aner­
kanntem Spitzenverband der freien Wohlfahrts­
pflege angeschlossen. 

§4 
Leitung der Diakoniestation 

Die Diakoniestation wird im Auftrage des Pres­
byteriums vom Kuratorium des Krankenhauses 
beaufsichtigt und von der Geschäftsführung des 
Evangelischen Krankenhauses Lippstadt geleitet. 
Die Geschäftsführung delegiert im Rahmen der 
Dienstanweisung Aufgaben an den Leiter/die Lei­
terin der Diakoniestation. 

§5 
Presbyterium 

Das Presbyterium wird im Rahmen seiner Satzung 
einmal im Jahr zur Behandlung von Angelegen­
heiten der Diakoniestation einberufen. 

Darüber hinaus sind weitere Sitzungen einzuberu­
fen, wenn es im Interesse der Diakoniestation er­
forderlich ist. An den Sitzungen des Presbyte-
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riums, in denen Fragen zur Diakoniestation be­
handelt werden, können auch die Mitglieder des 
Kuratoriums, die nicht Presbyter sind, teilnehmen. 
Die Mitglieder der Geschäftsführung sowie der 
Leiter/die Leiterin der Diakoniestation sollen teil­
nehmen. Sie haben beratende Stimmen. 

§6 
Zuständigkeit des Presbyteriums 

Dem Presbyterium bleiben insbesondere folgende 
Aufgaben zur Entscheidung vorbehalten: 
1. Alle Angelegenheiten, die den Charakter und 

die Zielsetzungen der Diakoniestation in ihrem 
Wesensgehalt berühren; 

2. Berufung und Abberufung der Geschäfts­
führung auf Vorschlag des Kuratoriums; 

3. Entlastung der Mitglieder des Kuratoriums und 
der Geschäftsführung; 

4. Verabschiedung des vom Kuratorium festge­
stellten Wirtschaftsplanes einschließlich des 
Stellenplanes; 

5. Feststellung des Jahresabschlusses und Ent­
scheidung über die Verwendung des Ergebnis­
ses; 

6. Wahl des Abschlußprüfers auf Vorschlag des 
Kuratoriums; 

7. Entscheidung über solche Geschäfte, die wegen 
ihrer besonderen Bedeutung oder aufgrund der 
Kirchenordnung dem Presbyterium vorbehalten 
sind, insbesondere: 
- Baumaßnahmen mit einer Bausumme von 

mehr als 100.000,- DM außerhalb der geneh­
migten Wirtschaftspläne (Wirtschafts-, Inve­
stitions- und Finanzplan), sofern nicht durch 
Fördermittel finanziert, 

- Erwerb, Veräußerung oder Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten, 

- Übernahme von Bürgschaften, Abschluß von 
Gewährleistungsverträgen und Bestellung 
sonstiger Sicherheiten sowie anderer wirt­
schaftlich gleichbedeutender Rechtsgeschäfte 
außerhalb des Wirtschaftsplanes, 

- Aufnahme und Gewährung von Darlehen, 
ausgenommen Kassenkredite im Rahmen des 
genehmigten Wirtschaftsplanes. 

8. Führung von Rechtsstreitigkeiten, soweit sie 
nicht zur laufenden Geschäftsführung gehören 
noch durch Geschäftsordnung oder Beschluß 
dem Kuratorium oder der Geschäftsführung 
übertragen sind. 

§7 
Kuratorium 

Alle Angelegenheiten, die die Zusammensetzung 
des Kuratoriums betreffen, sind in der Satzung des 
Krankenhauses enthalten und gelten auch für die 
Diakoniestation. 

§8 
Aufgaben und Zuständigkeit des Kuratoriums 

1. Das Kuratorium überwacht im Auftrage des 
Presbyteriums die Geschäftsführung. Es hat 
dafür zu sorgen, daß die Geschäftsführung sat-

zungs- und ordnungsgemäß erfolgt und die Dia­
koniestation gemäß ihrem diakonischen Auftrag 
geführt wird. 

2. Das Kuratorium berät über alle Fragen der Dia­
koniestation, die in die Zuständigkeit des Pres­
byteriums fallen, und bereitet die Beschlüsse 
des Presbyteriums vor. 

3. Das Kuratorium nimmt in eigener Zuständig­
keit folgende Aufgaben wahr: 

Organisation 
- Erlaß einer Dienst- und Geschäftsordnung für 

die Geschäftsführung der Diakoniestation; 
- Erlaß von Dienstanweisungen in besonderen 

Fällen; 
- Entscheidungen über Neu- und Erweite­

rungsbauten sowie größere Umbaumaßnah­
men; 

- Öffentlichkeitsarbeit in Angelegenheiten von 
grundsätzlicher oder erheblicher Bedeutung. 

Personalwesen 
- Einstellung und Entlassung leitender Mitar­

beiter/Mitarbeiterinnen der Diakoniestation; 
- Entscheidung über disziplinarische Maßnah­

men gegenüber den Mitgliedern der Ge­
schäftsführung. 

Finanz- und Rechnungswesen 
- Beschlußfassung über die mittel- und lang­

fristige Finanzplanung der Diakoniestation; 
Festlegung der Grundsätze der Wirtschafts­
führung, der Vermögensverwaltung und der 
Rechnungslegung der Diakoniestation; 
Festlegung des Wirtschaftsplans einschließ­
lich Finanz-, Investitions- und Stellenplan; 
Aufstellung des Jahresabschlusses; 
Entlastung der Geschäftsführung; 
Rechtsgeschäfte von grundsätzlicher und er­
heblicher Bedeutung; 
Entscheidung über die Führung von Rechts­
streitigkeiten von grundsätzlicher oder erheb­
licher Bedeutung. 

Kontrollaufgaben 
- Aufsicht der Geschäftsführung, insbesondere 

auf die Einhaltung von Entscheidungen des 
Krankenhausträgers; 

- Bestellung von Prüfern. 
4. Das Kuratorium ist Vorgesetzter aller Mitglie­

der der Geschäftsführung. Soweit die Ge­
schäftsordnung oder Dienstverträge nichts an­
deres bestimmen, wird es insoweit von dem Vor­
sitzenden/der Vorsitzenden oder seinem Stell­
vertreter/ihrer Stellvertreterin vertreten. Teil­
bereiche der Dienstaufsicht können delegiert 
werden. 

§9 
Geschäftsführung 

1. Die Geschäftsführung besteht aus dem/der: 
Ärztlichen Direktor/ Ärztlichen Direktorin 
Pflegedirektor /Pflegedirektorin 
Verwaltungsdirektor/Verwaltungsdirektorin 
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2. Der Verwaltungsdirektor/die Verwaltungs­
direktorin ist der/die Vorsitzende der Ge­
schäftsführung. Er/Sie bereitet die Sitzungen 
vor, beruft sie unter Angabe der Tagesordnung 
ein und leitet sie. 

3. An diesen Sitzungen nimmt der Leiter/die Lei­
terin der Diakoniestation teil. Er/Sie hat eine 
beratende Stimme. 

4. Entscheidungen können nur einstimmig getrof­
fen werden. Ist eine einvernehmliche Be­
schlußfassung bei der ersten Beratung nicht zu 
erreichen, wird die Angelegenheit bzw. der Ta­
gesordnungspunkt in einer der nächsten Sitzun­
gen zur Diskussion gestellt. Wenn Einstimmig­
keit trotz erneuter Beratung nicht erreicht wer­
den kann, ist der Sachverhalt dem Kuratorium 
zur Entscheidung vorzulegen. 

5. Einzelheiten regelt die Dienst- und Geschäfts­
ordnung in ihrer jeweiligen gültigen Fassung. 

§ 10 
Auflösung der Diakoniestation 

Bei Aufhebung oder Auflösung der Diakoniestation 
bzw. des gesamten Sondervermögens sowie bei Weg­
fall des bisherigen Zweckes, hat die Evangelische 
Kirchengemeinde Lippstadt das gesamte Sonderver­
mögen im Sinne der Vorschriften des Abschnittes 
„Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung 
unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden. 

§ 11 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt nach Genehmigung gemäß 
Artikel 79 der Kirchenordnung der Evangelischen 
Kirche von Westfalen durch das Landeskirchen­
amt der EKvW in Kraft. 

Lippstadt, 8. 6. 1998 

Presbyterium 
der Evangelischen Rirchengemeinde 

Sturm Ostwinkel Beran 

Genehmigung 
Die Satzung für die Diakoniestation am Evangeli­
schen Krankenhaus Lippstadt wird in Verbindung 
mit dem Beschluß des Presbyteriums der Evangeli­
schen Kirchengemeinde Lippstadt vom 13. Mai 
1998 und dem Beschluß des Kreissynodalvorstan­
des des Kirchenkreises Soest vom 28. Oktober 1998 

kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Bielefeld, den 5. November 1998 

Evangelische Rirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L. S.) Kleingünther 
48380/Lippstadt 10 

Urkunde 
über die Aufhebung einer Pfarrstelle 

Aufgrund von Artikel 11 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen wird in Ver-

bindung mit § 2 der Dienstordnung für das Lan­
deskirchenamt nach Anhörung der Beteiligten fol­
gendes festgesetzt: 

§ 1 

In der Evangelischen Friedenskirchengemeinde 
Bergkamen, Kirchenkreis Unna, wird die 3. Pfarr­
stelle aufgehoben. 

§ 2 

Die Urkunde tritt am 1. Dezember 1998 in Kraft. 

Bielefeld, den 5. November 1998 

Evangelische Rirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L. S.) Damke 
46448/Bergkamen-Friedens 1 (3) 

Bekanntmachung des Siegels 
der Evangelischen Kirchengemeinde 
Beverungen, Kirchenkreis Paderborn 

Landeskirchenamt Bielefeld, den 30. 10. 1998 
Az.: 47824/Beverungen 9 S 

Die im Jahre 1854 errichtete Evangelische Kir­
chengemeinde Beverungen führt nunmehr folgen­
des Siegel: 

Die Bekanntmachung des Siegels erfolgt aufgrund 
von § 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord­
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137). 
Das bisher geführte Siegel ist außer Kraft gesetzt 
und eingezogen. 

Neu erschienene Bücher und Schriften 
Die Buchbesprechungen werden allein von den 

jeweiligen Rezensenten verantwortet. 

Bibelauslegung 

Henning Graf Reventlow: ,,Epochen der Bibelaus­
legung". Bd. 3: Renaissance, Reformation, Huma­
nismus, Verlag C. H. Beck, München, 1998, 271 S., 
Ln., 68,- DM. 
Das vorliegende Buch ist der dritte Band eines auf 
vier Bände angelegten Werkes, das die Geschichte 
der Bibelauslegung an ausgewählten Beispielen 
vor Augen führt. Im dritten Band verbindet sich 
die Auslegung der Heiligen Schrift mit Namen wie 
Johaii.es Reuchlin, Erasmus von Rotterdam, Martin 
Luther, Philipp Melanchthon, Johannes Calvin, 
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Thomas Müntzer, Pilgram Marpeck und Hugo 
Grotius. Tiefgreifende geistes- und glaubensge­
schichtliche Bewegungen stellen die Auslegung der 
Bibel auf ganz neue Grundlagen. Im vorliegenden 
Buch ist die Auslegung der Heiligen Schrift in der 
Reformation zentraler Gesichtspunkt. K.-F. W. 

Mission 

Ulrich Beyer: ,,Bali - Der Morgen der Welt". Evan­
gelium und Kirche auf Bali, Verlag Otto Lembeck, 
Frankfurt/M., 1998, 127 S., kt., 24,80 DM. 
Der Vf. stellt die kleine Evangelische Kirche auf 
Bali vor: das Porträt einer Kirchengemeinde - mit 
dem Anliegen der Inkulturation und der Integra­
tion des Tanzes im Gottesdienst; die sozioökono­
mische Entwicklungsverantwortung; die ökume­
nischen Beziehungen. Brisant ist die „Mango­
baum-Theologie". ,,Der Name Mango steht einmal 
für eine bestimmte tropische Frucht, bezeichnet 
ihre spezifische Identität nach Form, Farbe, Ge­
schmack. Mangobaum-Theologie signalisiert eine 
bestimmte bodenständige Theologie, die der mis­
sionarischen Begegnung mit Hindus verpflichtet 
ist. Zum anderen wird mit dieser Frucht ihr beson­
deres Fruchtfleisch assoziiert, wohlschmeckend, 
süß und erquickend. Ihr Kern schließlich, in die 
Erde gepflanzt, läßt einen neuen Mangobaum ent­
stehen. Mangobaum-Theologie steht somit für ein 
bodenständiges, anziehendes Christuszeugnis, das 
viele einlädt und manche überzeugt. Insofern ent- · 
wickelt diese Theologie missionarische Relevanz 
auf der ,Insel der Götter"' (S. 66). Das Buch ist in 
jeder Hinsicht lesenswert. K.-F. W. 

Heidelberger Katechismus 

Eberhard Busch: ,,Der Freiheit zugetan". Christ­
licher Glaube heute - im Gespräch mit dem 
Heidelberger Katechismus, Neukirchener Verlag, 
Neukirchen-Vlu, 1998, VIII, 308 S., kt., 48,- DM. 
Der Vf., Professor für Reformierte Theologie in 
Göttingen, schreibt im Vorwort: ,,Der Titel dieses 
Buchs will die Summe der Botschaft anzeigen, die 
zu verkündigen der Christenheit aufgetragen ist 
und die zu bedenken die Aufgabe ihrer Theologie 
ist" (S. V). Dies geschieht in drei Schritten: Gottes 
Befreiung des unfreien Menschen; Der freie Gott; 
der freie Mensch. Die Erklärung schließt in und 
mit einer „Dogmatik" auch eine „Ethik" in sich. 
„Es geht nicht vor allem darum, diesen Text zu 
verstehen, aber darum, mit ihm zu verstehen, was 
es für uns heißt, an den barmherzigen und gerech­
ten dreieinigen Gott zu glauben. Er ist heute unser 
Gott, so wie er es damals war, wie er es morgen 
wieder sein wird." Das Buch gibt Hilfe „zum Mit­
denken und Nachdenken bei dem Großen und Un­
erschöpflichen, das uns der Zuspruch und An­
spruch des Evangeliums bedeutet" (S. VI). Am 
Schluß des Buches heißt es von der Gemeinde: 
,,Gott zu loben ist schon jetzt ihr Amt" (S. 297). 

K.-F. W. 

Glaube 

Walter Mostert: ,,Glaube und Hermeneutik". Ge­
sammelte Aufsätze. Hrsg. von Pierre Bühler und 
Gerhard Ebeling unter Mitwirkung von Jan 

Bauke, Adrian M. Berger, Peter Koller und Peter 
Wydler, Verlag Mohr Siebeck, Tübingen, 1998, VI, 
287 S., Ln., 148,- DM. 

Der vorliegende Band versammelt wichtige Auf­
sätze und Thesenreihen des früh verstorbenen 
Zürcher Systematikers Walter Mostert. Wichtige 
Themen werden unter vier Gesichtspunkten darge­
legt: A. Heilige Schrift - Hermeneutik; B. Wahr­
heitserkenntnis - Ontologie; C. Glaube - Sünde; D. 
Pneumatologie - Eschatologie. Ich zitiere eine 
These Mosterts zum Thema Gesetz und Evan­
gelium: ,,Gottes mir zugesprochene Gerechtigkeit 
eröffnet mir den usus theologicus legis und den 
Anblick meiner selbst als eines Sünders. Sie er­
möglicht mir eben darin auch die Wahrnehmung 
des usus politicus legis als Dienst an der Schöp­
fung. Da auch der Christ ein Sünder ist, bleibt der 
usus theologicus der usus praecipuus legis. Wer, 
wenn nicht der Glaubende, kann schon sein Sün­
dersein anerkennen?" (S. 156) K.-W. W. 

Festschriften 

,, Theologisches geschenkt". Festschrift für Man­
fred Josuttis. Hrsg. von Christoph Bizer, Jochen 
Cornelius-Bundschuh und Hans-Martin Gutmann 
in Zusammenarbeit mit Rainer Keunecke, Frank 
Pitzke und Ulrike Timmerberg-Schutt, 1996, X, 
460 S., kt., 58,- DM; 

,,Herausgeforderte Kirche". Anstöße - Wege -
Perspektiven. Eberhard Busch zum 60. Geburts­
tag. Hrsg. von Christoph Dahling-Sander, Margit 
Ernst und Georg Plasger, 1997, 493 S., geb., 
48,-DM; 

„Resonanzen". Theologische Beiträge. Michael 
Welker zum 50. Geburtstag. Hrsg. von Sigrid 
Brandt und Bernd Oberdorfer, 1997, IX, 353 S., 
kt., 24,80 DM; 

alle Bände im foedus Verlag, Wuppertal. 

Manfred J osuttis lehrt Praktische Theologie in 
Göttingen. Er hat sich immer mit humanwissen­
schaftlichen Fragen beschäftigt. Die Beiträge der 
Festschrift zu seinem 60. Geburtstag sind „thema­
tisch entsprechend weit gefächert und führen aus 
vielen verschiedenen Positionen in die typischen 
Themen von Manfred Josuttis ein" (S. V). Der 
Band enthält 52 Beiträge - unter der folgenden 
Gliederung: Heilige Schrift; Raum; Zeit; Erinne­
rung; Orte; Liebe; Gefährdetes Leben; Amt; Der 
Meister. Ein weites theologisches Feld - oft im 
Blick auf andere Wissenschaften. 

Eberhard Busch lehrt Reformierte Theologie in 
Göttingen; er war 17 Jahre als Pfarrer in der 
Schweiz tätig. Vorher war er der letzte Assistent 
Karl Barths in Basel. So verwundert es nicht, daß 
sechs der 39 in der Festschrift versammelten 
Beiträge sich mit der Theologie Barths beschäfti­
gen - mit der Freiheit Gottes und der Freiheit der 
Christen, mit der Ekklesiologie in der Schöpfungs­
lehre Barths, mit der Bedeutung der Auferstehung 
Christi, mit der neueren tschechischen Theologie, 
mit Heinrich Schlier und mit dem „menschlichen 
Lehrer" Karl Barth. Weitere Themenbereiche der 
Festschrift beschäftigen sich mit der Heiligen 
Schrift, mit dem Verhältnis Kirche und Israel, mit 
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gelebtem Zeugnis, mit der Gestaltwerdung der 
Kirche und mit einer herausgeforderten Kirche. 
Michael Welker lehrt Systematische Theologie in 
Heidelberg. Die 22 Beiträge verstehen sich als 
,, Resonanzen" zu seiner eigenen theologischen Ar­
beit; sie knüpfen in unterschiedlicher Weise an 
Welkers theologischen Ansatz an, ,,die in den bib­
lischen Überlieferungen wirksamen Rationalitäten 
zu verstehen und in ihrer eigenen Komplexität so­
wie sozialen Dynamik und Kraft zu ergründen, mit 
dem Ziel, die Horizonte der biblischen Überliefe­
rungen und die Horizonte gegenwärtiger Kultur 
(nicht zu verschmelzen, sondern) füreinander 
transparent zu machen und dadurch die Orientie­
rungskraft der biblischen Traditionen im gegen­
wärtigen gesellschaftlichen, religiösen und kirch­
lichen Pluralismus zu stärken" (Vorwort, S. V). 
In den Festschriften für die Jubilare sind am 
Schluß ihre Bibliographien abgedruckt. K.-F. W. 

Martin Luther (I) 

Reinhard Schwarz: ,,Luther" (Uni-Taschenbücher, 
Bel. 1926), Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, 
Göttingen, 2., überarb. Aufl., 1998, 271 S., kt., 
34,80 DM. 
In zwölf Kapiteln legt Reinhard Schwarz eine vor­
zügliche Darstellung von Luthers Leben und Wir­
ken vor. ,,Luthers geschichtliche Ausstrahlung hat 
ihren Kern in seiner Theologie, in seiner im Bibel­
studium gewonnenen Auffassung vom christlichen 
Glauben und der ihm gemäßen Gestalt der Kirche" 
(S. 5). Das Buch kann gut als Lehrbuch dienen. 

K.-F. W. 

Martin Luther (II) 

Harald Goertz: ,,Allgemeines Priestertum und or­
diniertes Amt bei Luther" (Marburger theolo­
gische Studien, Bel. 46), N. G. Elwert Verlag, 
Marburg, 1998, XIV, 359 S., kt., 58,- DM. 
„Wenn auch prinzipiell jedes Glied der Gemeinde 
als ins ordinierte Amt zu berufende Person in Fra­
ge kommt, so sollen doch diejenigen Personen er­
wählt werden, die dazu besonders geeignet sind ... 
Hierbei sind wohl individuelle Tugenden und Be­
gabungen ... als auch erworbene Fähigkeiten zu 
berücksichtigen, wobei Luther vor allem auf die 
durch gründliches Schriftstudium erworbene 
theologische Bildung großes Gewicht legt ... Ins­
besondere an dem Stellenwert, den Luther dabei 
den Charismen zumißt ... , wird jedoch deutlich, 
daß aus vermeintlich besserer Eignung niemals ein 
Anspruch auf das ordinierte Amt abgeleitet wer­
den kann. Die Charismen bleiben dem Urteil der 
Gemeinde unterworfen und als individuelles Eig­
nungskritierium der prinzipiellen Vollmacht aller 
Christen stets nachgeordnet" (S. 329). Das vorlie­
gende Buch spricht kirchliche und theologische 
Praxis an. K.-F. W. 

Praktische Theologie 

,,Der ,ganze Mensch"'. Perspektiven lebens­
geschichtlicher Individualität. Festschrift für 
Dietrich Rössler zum siebzigsten Geburtstag. Hrsg. 
von Volker Drehsen und Dieter Hanke, Reinhard 
Schmidt-Rost und Wolfgang Steck (Arbeiten zur 
Praktischen Theologie, Bd. 10), Verlag Walter de 

Gruyter, Berlin - New York, 1997, XI, 477 S., Ln., 
268,-DM. 
Der vorliegende Band kann als ein (praktisch-) 
theologisches Lesebuch auf höchstem Niveau be­
zeichnet werden. Einige Beispiele: Volker Drehsen: 
„Pfarrersfiguren als Gesinnungsfigurationen. Zur 
Bedeutung des Pfarrers in Theodor Fontanes Ro­
manen"; Hans Martin Müller: ,,Der alte Luther"; 
Reinhard Schmidt-Rost: ,,Spuren christlicher 
Existenz in der Medienwelt"; Werner Jetter: ,,Die 
Theologie und die Lebensgeschichte"; Friedrich 
Wintzer: ,,Die Taufe als Lebensdeutung und 
ihr Bezug zum Abendmahl"; Trutz Rendtorff: 
„Perspektiven zum Verhältnis von Theologie und 
Frömmigkeit. Randnotizen zur Problemstellung 
des ,ganzen' Menschen"; Eberhard Jüngel: ,,Ganz­
heits begriffe - in theologischer Perspektive"; Die­
ter Henke: ,,Religio medici". ,,Die Beiträge des 
vorliegenden Bandes suchen sich dem Vorstellungs­
gehalt der Formel vom ,ganzen Menschen' von 
mannigfaltigen individuellen wie sozialen Erfah­
rungsfeldern und verschiedenen Reflexionsebenen 
her zu nähern, fokussieren ihre Sichtweise jedoch 
auf diejenige Manifestationsgestalt, in der sich die 
Vorstellung vom ,ganzen Menschen' immer wieder 
aufs neue zu entfalten und zu bewähren hat: in die 
jeweilige Erstreckung lebensweltlicher und le­
bensgeschichtlicher Individualität. Die fächer­
übergreifende anthropologische Leitthematik in 
Erinnerung zu bringen, bedeutet zugleich immer 
auch, jene Möglichkeitsbedingungen auszumitteln, 
unter denen lebensgeschichtliche Erfahrung, Ver­
gewisserung und Orientierung des Menschen in 
seinen unterschiedlichen Lebensbezügen gelingen 
können; bedeutet nicht zuletzt, die Frage nach der 
Unvertretbarkeit wie Unversehrtheit individuellen 
menschlichen Lebens in Wissenschaft und Gesell­
schaft stets präsent zu halten" (Volker Drehsen, 
S. VII). K.-F. W. 

Gemeinde 

Eberhard Winkler: ,,Gemeinde zwischen Volks­
kirche und Diaspora". Eine Einführung in die 
praktisch-theologische Kybernetik, N eukirchener 
Verlag, Neukirchen-Vluyn, 1998, XI, 240 S., kt., 
29,80 DM. 

Der Vf. lehrt Praktische Theologie in Halle und 
war ehrenamtlich Pastor einer kleinen Dorfge­
meinde. Die Situation der Kirchengemeinden in 
Deutschland ist zwiespältig - zwischen volks­
kirchlichen Strukturen und einem Leben in welt­
anschaulicher Diaspora. ,, ,Volkskirche' und ,Dias­
pora' verstehe ich deskriptiv, nicht normativ. 
Hautnah habe ich erlebt, welche Chancen die Kir­
che verliert, wenn volkskirchliche Strukturen zu­
sammenbrechen" (S. VI). Winkler stellt theolo­
gische und empirische Voraussetzungen kirch­
licher Praxis dar, weist auf Konzepte der Ge­
meindepraxis in der neueren Diskussion sowie auf 
Ämter und Dienste und auf die Parochie im Um­
bruch. Ein kurzes Zitat: Dem „Globalziel eines 
Christusglaubens, der aus der Bindung an Gott 
diakonisch wirksam wird, sind alle Teilziele zu­
und unterzuordnen" (S. 228). Winkler hat ein 
höchst wichtiges Buch geschrieben, wenn er 
Theorie und Praxis verbindet. K.-F. W. 
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